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Der Heimatdienst

Nach der Haager Konserenz.
Von Adolf Grabowsky.

Ich habe manche politischen Koniferenzen mitgemacht,
aber noch keine, die auch nur annähernd »der Haager geglichen
hätte. Zunächst war schon die Spannung vorher ganz un-

gewöhnlich. Die Genfer Völkerbundtagungen haben, auch
wenn wichtige Themen auf der Tagesordnung stehen, doch
nicht mehr den Reiz des Außerordentlichen: sie erscheinen im

Kalender wie Ostern oder pfingften, und auch die Genfer Atmo-

sphäremit ihren großen und kleinen Kompromissen ist schontein

gewohnt-es Ding geworden. Bei-m Haag wußte man überhaupt
nicht, welche Luft man vorfinden würde, und gerade das hatte
für die Wahl des Haag den Ausschlag gegeben. Man erinnert

sich, wie sehr im Juli über den Tagungsort gestritten wurde —

nun, man erkannte schließlichallgemein, daß für die wichtigste
Konserenz nach dem Krieg-e, für diese Konserenz, die der end-

gültigen Tiquidatison des Weltkrieges dienen sollte, ein völlig

unbelasteter Tagsungsort gewählt werden müsse.’Man hat, um

es gleich zu sagen, in dieser Hinsicht die Wahl des Haag nicht
zu bereuen gehabt. Auf der Konserenz wurde erzählt, Brisand

fühle sich nicht wohl, weil die rechte Sympathie für Frankreich
nicht vorhanden sei. Gewiß, es war für niemanden und nichts
ausgesprochene Sympathie vorhanden, und gerade das war das

Gute. Die Holländex hielten sich sehr vorsichtig im Hinter-
grund, sie erwiesen sich als ausgezeichnete Gastgeber, die durch
zahlreiche Einladungen den Delegierten und der internatio-
nalen presse schöne Stunden verschassten, politisch aber sich
hüteten, irgendwie partei zu nehmen. Diese Haltung war der

Spiegel der Haltung Hollands in der Weltpolitik: es ksann in

seiner exponiesrten europäischenTage und mit seinen herrlichen
indischen Besitzungen nur bestehen, wenn es sich keiner Groß-
macht in die Arme wirft. Diese objektive Atmosphärewurde

· aber dadurch im Haag noch ins betont Frisedliche gesteigert, daß
sich der auf Kosten Earnegies errichtete Friedenspalast mit dem

Internationalen Schiedsgerit und dem Ständigen Gerichts-
hof des Völkerbundes in dieser Stadt befindet. Wenn man

nach Schereningen fuhr, kam man meistens an dem roten Back-

steinbau des Palastes vorbei. Er ist nicht gerade g-e-schmacklos,
aber in seiner Vorkriegsarchitektur auch nicht eben schön, und
man kann ihn als Symbol einer Zeit nehmen, die mit noch
recht unzulänglichen Mitteln die Friedensidee verfolgte.
Immerhin, im Schatten des Friedenspalastes kann man nicht
gut eine unfriedliche Politik machen.

Man war auch in den ersten Tagen der Haager Konserenz
fest davon überzeugt, daß die Verhandlungen in nicht zu ferner
Zeit mit einem günstigen Ergebnis schließenmüßten.—Dann

kam der immer anwachsende Streit unter den früheren
Alliierten über die Verteilung der Beute, und die Hartnäckigi
keit des englischen Schatzkanzlers brachte Krise nach Krise.
Man kann ses sich nicht vorstellen, wie das Barometer der

Stimmung schwankte, tiefster Pessimismus wechselte jäh mit

dem ursprünglichenOptimismus, und dazwischen schlug immer
wieder eine Mittelmeinung durch, wonach die Konferenz zwar
nicht mit einem definitiven Ergebnis, aber doch mit einem

Provisorium auseinandergehen würde. Noch wenige Tage vor

dem Konferenzschlußwurde der Witz kolportiert, die Konferenz
stehe drei Tage vor ihrem Anfang; In der Tat, dieser Kampf
um die Quoten hätte vor Zusammentritt der Konferenz in

diplomatischen Verhandlungen beigelegt werden müssen. Und

doch; die Kanserenz mußte mit einem wirklichen Resultat
enden, weil alle Hauptinteressierten, Frankreich, England,
Italien, gelgiem aber auch Deutschland den dringenden- Wunsch

«

danach hatten. Die französischeKammer hatte das Schuld-
abkommen mit den Vereinigten Staaten nur ratifiziert, weil

die Regierung ihr erklärt hatte, die Summen würden bestimmt
von Deutschland einkommen; in England konnte es- sich gerade
eine About-Regierung nicht leisten, mit dem Brandmal von

der Konserenz zsu scheiden, die Befriedung Europas sabotiert
zu haben; Italien und Belgien aber haben mit »dem youngplan

. ein so gutes Geschäft gemacht, daß kein anderer plan ihnen
etwas Besseres beschert hätte. Und was schließlichDeutsch-
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Million-en an, sondern nur auf dies-Prinzip.

- geneigt sein könne.

land betrifft, so mußten drei Erwägungen entscheiden-d ins

Gewicht fallen: die Annuität des yosungplans ist geringer
als die

«

des Dawespl-ans, das System der Pfänder und

Kontrollen wird abgeschafft, Deutschland erhält also seine wirt-

schaftliche Souveränität wieder, und drittens erhält es auch
durch die Räumung des Rheinlandes, die für uns die unum-

gängliche Voraussetzung der Annahme des youngplans war,

aufs neue seine territoriale Souveränität Wenn MacDonald

kürzlich in Genf gesagt hat, der Erfolg der Haager Konferenz
sei niemals fraglich gewesen, so hat er nur ausgesprochen, was

bei allem Zickzackder Verhandlungen, bei allem pessimismus
des Tages doch stets die Gemüter der Teilnehmier bewegte: die

Konserenz wird glücken,weil sie glückenmuß. Sein Schatz-
kanzler freilich shat sich zeitweilig so benommen, daß man ihn
für sehr viel gleichgültiger hielt. Aber ·· das hatte vor allem

innerpolitische Gründe.

Diese Konserenz ist mehr als irgendeine ander-e der letzten
Zeit von innerpolitischen Erwägungen beherrscht worden, und

doch hat sich am Ende gerade hier der Vorrang der Außen-
politik vor der Jnnenpolitik siegreich-durchgesetzt. Snowdens

Haltung ist bestimmt worden durch die sehr unsichere Stellung
des Labourkabinetts, das, wie man weiß, jederzeit imparlament
gestürzt wer-den kann. Das erste Kabinett MacDonald ist vor

fünf Iashren daran gescheit-ert, daß die öffentliche Meinung
Englands geglaubt hat, es verfolge mehr internationale als

national-britische Ziele; das neue Kabinett wollte erweisen,
daß ihm stärker noch als der konservativen Regierung die

Wahrung der britischen Ehre und der britischen Selbständigkeit
am Herzen liege. Es kam Snowden wirklich nicht auf die

Auf
gleichen innerpolitischen pfaden wandelte Briand. Er erklärte
im Haag wie-der und wieder, daß er vor seine Kammer nicht
treten könne, wenn er nicht das und das durchsetze, und er

deutete dabei an, daß eineneue Regierung sehr wohl scharf
rechtsgerichtet und wenig zu friedensfreundlichen Konzesfionen

Mussolini wieder wollte ebenfalls aus

innerpolitischen Gründen den Erfolg, den er im youngplan
davongetragen hatte, nicht gefährdet wissen. Bei solcher Fülle
innerpolsitisscher Erwägungen war natürlich auch die deutsche
Delegation genötigt, darauf aufmerksam zu machen, daß das

jetzige Kabinett mit unseren finanziellen und territorialen

Mindestforderungen stehe und falle.
«

Welches swaren nun diese Forderungen? Zunächst haben
wir sehr bestimmt «hervorgehoben,daß erhöhte Zahlungen für
uns nicht in Frage kämen. Die Belastung durch den youngs
plan stelle in der Tat das Äußerste dar, was uns zugemutet
werden kann, und es ist sehr fraglich-, ob wir sie auf die Dauer
werden leisten können. Hätte die Pariser Reparationskonferenz
nicht unter deim Eindruck des kurz vorher ergangenen günstigen
Berichts des Reparationsagenten parker Gilbert gestanden, so
hätte man-uns wahrscheinlich geringere Annuitäten zugebilligt.
Die Konserenz hat ein halbes Iahr zu früh stattgefunden, zu
einer Zeit, da die verschlechterte Wirtschaftskonjunktur
Deutschlands noch nicht so deutlich sichtbar war. Wir mußten
also den Standpunkt vertreten, daß eine Einigung unter den

Gläsubigern nicht auf unsere Kosten gehen dürfe. Die Frage
ist nun, ob die finanziellen Zugeständnisse die Deutschland in

letzter Minute gemacht hat, nicht doch eine Abweichung von

diesem Grundsatz bedeute-m Die Opposition behauptet es

und wir können uns noch auf manche Diskussion darüber
«

gefaßt machen. In Wahrheit jedoch haben wir zwar eine Reihe
von Zugeständnisfengemacht, aber nur solche, die in jeder Ver-

handlung üblich sind, um zu einem Ergebnis zsu gelangen. Es
wäre sicherlich besser, diese Zugeständnissewären nicht erfolgt,
aber unmöglich hätten wir die Konserenz daran scheitern lassen
dürfen. Unser Hauptzügeständnis besteht darin, daß wir die

Veränderungen angenommen haben, die an den ungeschützten
Annuitäten des youngplanes vorgenommen wurden, wobei je-
doch die En-d-summe dieser Annuitäten unverändert geblieben
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ist. Es sind 42 Millionen mehr in den ersten zwanzig Jahren
gegen eine entsprechen-de Herabsetzung'in den letzten zwanzig."

Gewiß, man kann die Meinung vertreten«daß die ersten
zwanzig Jahre entscheidend sind, einmal, weil man heute noch

nicht weiß, was in den letzten zwanzig geschehen»wird,dann

aber auch, weil Deutschland gerade in den beiden nachsten Jahr-
zehnten noch alle Mühe haben wird, zu Kräften zu kommen;
aber man muß doch immer bedenken, daß, da die Endsumme
unverändert bleibt, die Privatisierung und Mobilisievunsg der

ungeschütztendeutschen Annuitäten nicht zu einem höheren Be-

trage möglich ist als vordem. Das scheint mir der maßgebende

Gesichtspunkt. Unsere anderen K-onzessi-onen,daß wir aus dem

Überschußbetragdes Dawesplans nichts fordern, daß wir aus
die Erstattung der Besatzungsschäden verzichten und daß wir

zur Deckung der Kosten der Besastzungsarmeen und Kom-

missionen nach dem 1. September beitragen, sind weit weniger
bedeutsam. Sicherlich hätten wir eine erkleckliche Summe für
die Besatzungsschädenerhalten können, aber swir haben auch
bei der Räumung der ersten Zone gesehen, zu welchen unan-

genehmen Weiterungen dieser ganze Rechnungsprozeß führt.
Noch heute behaupten sdie Engländer, sie hätten bei dieser Ge-

legenheit zu viel gezahlt, Und das hat eine gewisse Ver-stim-
mung bei ihnen zurückgelassen. Außerdem streichen die
Alliierten ihrerseits die Vorschüsse, die Deutschl-and zur Be-

gleichung der Besatzungsschädendurch den Reparationsagenten
überwiesen wurden. Jn bezug auf die Besatzungskosten nach
dem I. September aber wird ein gemeinsam-er Fonds von

60 Millionen gebildet, sin den Deutschland ein für allemal
Zo Millionen Goldmark zahlt, es hat also nur die Aufbringuing
von 50 v.H. dieses Fonds übernommen und hat dabei die

Sicherheit, daß Frankreich, schon damit es nicht nachträglich
mehr als veranschlagt zu zahlen hat, sich mit der Räumung
beeilen wird.

Dies-e Räumung hat bis Ende Juni 1950 auf jeden Fall
vollkommen beendet zu sein. Deutschland hatte einen Termin

ein paar Monate früher vorgeschlagen, Frankreich einen

Termin ein paar Monate später, man hat sich auf die Mitte

geeinigt und shat immer noch die Genugtuung, daß das Rhein-
land vier-einhalb Jahre früher frei wird als im Versailler Ver-

trage vorgesehen; ganz abgesehen davon, daß Frankreich sich
bis in die neueste Zeit immer wieder einmal auf den Stand-

punkt gestellt hat, der Tauf der Räumungsfristen habe über-

haupt noch nicht begonnen. Gewiß, die zweite Zone hätte
ohnehin im Januar 1930 geräumt werden müssen und sie wir-d

nur ein Vierteljahr früher frei, aber es ist niemals zu ver-

gessen, daß die dritte Zone die bei weitem wichtigste ist. Dabei

ist die berüchtigste Goal-mission de ooncjliation ei de con-

statation beseitigt, und dies ist nun eine Konzession, die

Briand gemacht hat, größer als irgendeine von deutscher Seite.
Über Differenzen in der Auslegung der Artikel 42 und 43 des

Versailler Vertrages,« das heißt über Vorgänge in den ge-
räumten und entmilitarifierten Gebieten des Rheinland«es, ent-

scheidet nun keinerlei neu-e Kommission, vielmehr nur die im

Dooarnosvertrag geschaffenen Organe der deutsch-französischen
und der dseutschsbelgischen Vergleichskommission mit un-

verändertem Verfahren und unveränderten Befugnissen Wenn

die Opposition behauptet-, die ständigenVergleichskommissionen
des Tocarnocvertrages hätten bisher Kontrollbefugnisse gemäß
Art. 42 und- 43 des Versailler Vertrages (Entmilitarisierung
des Rheinlandes) nicht gehabt, vielmehr sei für Entmilitaris

sierungsfragen nur der Völkerbundsvat nach Art. 4 des Lo-

carnovertrages zuständiggewesen, so steht diese Auffassung ins-

besondere mit dem Wortlaut von Art. 1 des Schiedsaibkommens
(Anlagen B und C des Tooamovertrages) in voslleim Wider-

spruch, zurmal wenn man bedenkt, daß der Tocarnovertrag
seinem Wesen und- seiner Entstehung nach im Kern ein Rhein-
pakt ist und daß bei allen Rheinpaktbestrebungen stets die Ent-

militarisrerung des Rheinlandes einen der wichtigsten Punkte
bildete. Jm Haag hat sich Briand noch- eine Zeitlang an den
Gedanken geklammert, es könnten die beiden TocarnosKommiss
sionen zu-»einer einzigen zusammengelegt werden, aber auch das

ist vereitselt worden. Reben diesen Kommissionen steht es

beiden Teilen frei, den Völkerbundrat anzurufen, dessen Be-

fugnisse nach Artikel 213 des Versailler Vertrages ebenfalls
unverändert bleiben. Wiin auch nur von- einer Macht gemäß
Artikel 4 des Tocarnopaktes an den Völkerbunth appellsiert,
so besteht die Möglichkeit, daß damit die Vergleichskoms
missionen ausgeschaltet werden.

Briand hat sich sogar soweit überwunden, daß er in der

Schlußsitzsungder politisch-en Kommission der Haager Kon-

ferenz am 29. August erklärt hat, niemals habe Frankreich
daran gedacht, seineMilitärkontrolle über das Rheinland zu er-

richten, und er verstehe sehr wohl die Ablehnung, die auf
deutscher Seite der Kontrollgedanke erfahren habe. Es ist kein

Zweifel, daß Briand diese Äußerung getan hat, um neben der

Großzügigkeit der Engländer in der Räumungsssrage —

namentlich ist hier die Energie des AußenministersHenderson
zu erwähnen —- nicht allzu kleinlich zu erscheinen. War schon
die Kontrollkommission, auf die man sich so sehr gespitzt hatte,
nicht durchzudrücken,so wollte man wenigstens gute Miene zum
bösen Spiel machen.

Ein für uns günstiges Ergebnis ist darin zu erblicken,
daß die Trabanten Frankreichs, namentlich Polen und die

Tschsechosloiwakei, aus der
« Haager Konserenz überhaupt

keine Rolle spielen. Es ist möglich, daß der polnische
AußeniministerZaleski wegen der verhältnismäßigschnellen
Rheinlandräumung und des Verzichts san die Kontroll-

kommission noch recht große Unbequemlichskeitenzu bestehen
haben wird; und er wird so vielleicht das ausbaden müssen,
was Briand konzediert hat. Die polnische Presse ist bereits an-

gefüllt mit Klagen, daß mit diesen Konzessionen ein wichtiger
Schutz gerade Poslens dahin sei. Es ist zu vermuten, daß
Zaleski im Haag Briand in der von ihm gewünschtenRichtung
unablässig bearbeitete, aber nur mit idem Erfolg, daß am

Schlusse der Konferenz in einem nichtssagenden offiziellen
Kommuniquo festgestellt wurde, daß zwischen Frankreich und

Polen nach wie vor engstes Einvernehmen lherrsche und daß
Frankreich Zusicherungen zum Vorteil der wirtschaftlichen
Entwicklung Polens gemacht habe.

Bleibt noch; die Saarfrage Es wird der deutschen Delegas
tion vorgeworfien, es sei in der Bereinigungdes Saarproblems
gar nichts im Haag geschehen. Nun kiann man nach Abschluß
der Konferenz ruhig sagen, daß nur Vorbereitendes in dieser
Frage erwartet werden konnte, nichts Entscheidendes, denn-sie
gehört nun einmal nicht in den Komplex der Probleme, die mit
dem youngplan u n m i t t e l b a r in Verbindung stehen. Aber
es ist doch schtießlicherreicht worden, daß Frankreich nahe,
wahrscheinlich schon in kürzester Frist beginnende Ver-

handlungen mit Deutschland über die Saar konzediert hat.
Jn der Tat, es ist eine Frage, die zwischen Deutschland und

Frankreich allein gelöst werden muß. Und sie wird gelöst
werden," dafür bürgt die Tatsache, daß Frankreich sich nicht
einer katastrophalen Niederlage bei einer Volkssabstimmung
1935 aussetzen wind. Es weiß genau, daß ihm das Saarbecken
politisch verloren ist, und es willnur noch dies Gebiefkön
800 000 konssumkräftigenEinwohnern als Absatzgebiet für
französischeJndustriewaren erhalten wissen. Dies ist ihm der

springende Punkt, wogegen die Kohlenproduktion des Saar-
beckens für Frankreich erheblich zurücktritt Mit anderen
Worten: die Saarfrage ist, wenn man sie genau betrachtet, gar
kein-e politische Frage mehr, sondern nur noch »einWirtschafts-
problem, und auch nur ein partielles Wirtschaftsproblem Wir

bestehen freilich darauf, daß es baldigst gelöst wird, weil die

Liquidierung des Krieges mit der Lösung der Saarfrage erst
wirklich vollständig ist. Jnsofern hängt nun doch das Saar-
problem, wenn es auch mit dem youngplan nichts zu tun hat,
mit der Haager Konferenz eng zusammen. Die Regelung der

Saarfrage hat sich unter allen Umständen an den Haag anzu-
schließen.

Damit die Abmachungen lder Rheinlandräumung in Kraft
treten, ist die Ratifizierung der finanziellen Bestimmungen
durch das deutsche und das französsischeParlament notwendig,
aber nur durch diese beiden Parlamente. Auch ist keine Rede

mehr davon, daß zuerst einmal der ungeschützteTeil der Annuis
täten mobilisiert sein muß oder auch nur der auf Frankreich
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entfallende Teil dies-er Annuitäten. Mit Sicherheit ist darauf
zu rechnen, daß sowohl im deutschen wieim französischen
Parlament heftige Opposition gegen die Haager Abmachungen
wie gegen den youngplasn zum Ausdruck kommen wird. Jn-
dessen, dsie Zwangsläsufigkeit der Verhältniss-ewird schließlich
in allen beteiligten Parlamenten die erforderlichen Mehr-
heiten schaffen.

Im Haag verzichtete man so gut wie ganz auf öffentlich-e
S·itzungen, aber die geheimen, die man abhielt, waren nun

nicht einmal geheim. Bald wurden große, bald kleine Kom-

muniques darüber veröffentlicht,bald unterrichtseten die presse-
chefs der Delegationen ihre Journalisten, bald veranstaltete ein

Minister einen Empfang und gab mehr oder weniger offizielle -

Erklärungen Schließlich aber hielt man auch kaum noch
mehr Geheimkonserenzen ab, sondern alles löste sich auf in

private und privateste Besprechungen Dazu die Riesen-
haftigkeit des Haager Weichsbiildes, zu »dem auch Schere-
ninsgen gehört. Verstreut wohnten die Delegationen, verstreut
die Journalisten. Der Binnenshof als allgemeiner Ver-

sammlungsort wurde immer mehr ausgeschaltet, selbst in Vor-

orten oder «an Wagenfahrten fanden wichtige Bespre-
chungen statt.

Wenn »unter dies-enUmständenein doch noch leidliches Er-

gebnis im Haag zustande kam, an dem nur technische Einzel-
heiten, wie vor allem dsie Organisation der Bank für interi
nationale Zahl-ungen, noch fehlen, so ist das ein letzter Beweis

für die innere Notwendigkeit eines positiv-en Ausgangs. Wir
wollen aber auch nicht die Arbeit der deutschen Delegation
vergessen, die, mit dem Reichsaußenminister an der Spitze-
herausgeholt hat, was irgend herauszusholien war.

Der Rheinist keineGrenze.
Von Karl Schwendemann.

Wenn man vergleichen-d deutsche und französische .Ge·v

schichte studiert, ist man immer wieder beeindruckt zu sehen, mit

welcher Geradlinigkeit und Konsequenz sich; die französische
M» .», .,»»,. » »W. vollzogen that

und wie gebrochen daneben

Ähnlich eindrucksvoll ist

Gesichtspunkte unter dem

die französischeGeschichtss
schreibung die Geschichte
Frankreichs sieht und die

starke Vers chiedenheit der

Blickrichtung der deutschen-
Geschichtsschreibung und

deren gerade in neuester
Zeit vielfach- sich ändern-de Einstellung. Wirklich, Frankreich
war glücklicher als Deutschlandl In unvergleichlich günsti-
gerer geographischer Tage, ihat es als erste der europäischen
Nationen die national-e Einheit gefunden und immer nur einige-
wenige, durch die Jahrhunderte festgehaltene außenpolitische
Ziele gehabt. Daß diese Ziele, die keiner so
klar formuliert hat wie Richelieu in seinem
berühmten politischen Testament, auch fern-er
festgehalten werden, immer von- neuem

dem Bewußtsein der Nationen lebendig
wer-den und bleiben, dafür sorgt die französi-
sche sGeschichtsschreibungi vom umfangreichen
wissenschaftlichen Werk bis zur politischen
Streitschsrift und zum kleinen Lehrbuch für
die Schulen. Dies zu beobachten, haben wir

Deutsche, die wir so spät, auf Umwegen und

höchst unvollständig, unsere nationale Einheit
gefunden haben, und die wir, in der Mitte

Europas wohnend, nach den« verschiedensten
Seiten hin unsere Aufmerksamkeit ver-

teilen müssen, allen Grund. Es tut uns

not, uns über Grundlegendes bei unseren
Nachbarn klar zu werden und zu sein, um

dadurch in die Tag-e zu kommen, hinter dem

wechselnden Bilde der politischen Eaigesereignisssedie groß-en
Zielrichtungen zu erkennen.

«

Nuinen ver Kaiser-höher inTrier

Einige Rotizen aus neuen französischenBüchern sollenzur
Ver-deutlichung dienen. Es handelt sich. um drei Werke ganz ,

verschiedenen Charakters, sum den kürzlich erschienenen
IX. Band der ,,Histoire do la. Nation FranoaisiEW von Gabriels

Hanotaux, die ,,Histoiro diplomatiun von Renö Pindu-
ferner um ein Buch des früheren französischenGesandtenim
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die deutsche Linie verläuft. .

auch die Einheitlichkeit der—

KarlwderGsrofze
. Nach dem Free-v von Nethet

Haag, Csharles Ben«oist,»Es-sLoisde la Politique France-iso«
(1927, par-is Fayard), und um ein klein-es bei dem Militärs

verlag Charles Davauzelle in Paris im Oktober vorigen Jahres

sp«

y.

Slawien, Germanien, Königsstuhl

-

Gallien and Rom Karls veo Großen
« Aachm

baldigen Kaiser Otto 111. im Aachener Münster (Münstcr)

erschienenes Lehrbuch ,,Memento d’instruotion Militaire ges-nö-
rale ä«Pusage des jeunes gens suivant les oours de la pre-

paration militaire supöxieure«. Es ist eindrucks-

voll, die Einheitlichkeit der Einstellung in diesen
drei Büchern zu konstatieren, wenn sie die

Frage der französischenGrenzen, besonders der

französischenOstsgrenze«,behandelt. Sie sind sich
darüber einig, daß Frankreichs Blick immer

nach idem Rheine gerichtet war und gerichtet
sein mußte, und daß der Sinn der französischen
Außenpolsitikimmer der Erreichung der natür-

lichen Grenzen Frankreichs gewesen sei. Die

natürliche Grenze Frankreichs im Osten sei
aber der Rhein. So setzt uns pinon ausein-

ander, wenn man die Tinienführung der fran-
zösischenOstgrenze, wie sie in den verschiedenen
Friedensverträigen zwischen 1515 und 1919

fixiert würden, auf der Karte übereinander-

lege, habe man den Eindruck des Tretens

auf der Stelle und könnte meinen, die

Anstrengungen, die zu so geringen Er-

gebnissen geführt hätten, sei-en eigentlich umsonst· ge-

wesen. Das sei aber völlig falsch, denn die Tatsache, ob

Frankreich am Rheine oder nicht am Rhein gewesen sei, sei ein

-wichtigerer Erfolg als das Vorgehen oder Zurückweichen um

50 km. An anderer Stelle setzt pinon die den Franzosen ja
ganz geläufige Theorie, von den seit zwei Jahrtausenden sich

immer wiederholenden Einfällen aus dem Osten auseinander,
und sagt, wenn die Franzosen den Rhein erreicht hätten,
hätten sie das immer getan mit dem Gefühl, ihre historische
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die westliche Zivilisation zu«
verteidigen.

·

»Daß Frank-
reich am Rheine ist, ist die

wesentliche Bedingung eines

friedlichen Gleichgewichts in

Guropsas«,ruft pinon aus.

Csharles Benoist setzt in den

einleitenden Kapiteln seines
genannten Buches dieselbe
Rheintheorie aus-einander
und erklärt, die msagnes

tische Anziehungskraft des

Rheines auf die Fran-
zosen mit dem unbefrie-

digten Sicherheitsbedürfnis des französischenVolkes. »Es ist
eine absolut feststehende»Wahrheit, daß im Nordosten der

Rhein unseve einzige natürliche Verteidigung ist.« Von diesem
Standpunkt kritisiert er den Versiailler Vertrag, der die Grenze

Der HelligeDårebKdnigeOchreinum 1300

von 1870 wiederhergestellt habe,
die aber nur die schlechte und

per-fide Grenze von 1815 ges-
wesen sei.Richt einmal-als-mili-

tärische Grenze habe Frankreich
1919 den Rhein erreicht, des-
halb müsse es auch in Zukunft
ebenso wie in tdenfrüherenJahrs
hunderten der französischenGe-

schichte eine klare und entschlos-
sene Politik der Grenze geben.
Schließlichdas ,,Memento d’in-
struction militaire gönårale«.
Damit hat es eine besondere Be-
wandtnis. Handelt es sich bei

,

... usm ein großangelegtes
Muskel-um aus dem großen Domblld e Akt-wert im der

M Ewan Lochm Mo
vielleicht umfangreichsten und

repräsentativsten Geschichte Frankreichs und bei Charles
Benoistum die Bekenntnisse eines in Wissenschaft,Politik und

Diplosmatie während eines langen Lebens ersolgreich tätigen
Mannes, so ist das kleine Memento ein Lehrbuch für die fran-

. öfischeJugend, die auf den

»

’

ritgsdienstvoöereitetwirdx
Die in den letzten Jahren
durchgeführte französische
Heeresorgansisation sieht be-

kanntlich in einem beson-
deren Gesseizentwusrfdie milli-

tärischeJugenderziehung vor,
um dadurch die Herabsetzung
der aktiven Dienstzeit auf ein

JahrauszugleiichenFür diese
St. Goarehausen und Burg Katz um 1500

diePtåparation militaire supörieure mit dem 16. Lebensjahr bei-
ginnt, ist das Memento, offensichtlich im Auftrag des für die
militärischeJugendvorbeveitung zuständigenfranzösischenKriegs-
ministeriums,geschrieben.Gsbringt .

WHZV

Jan Willens in vüsseldorf sechsten ·(Krupp)Rheinbausen

Aufgabe zu erfüllen und die,

europäische Ordnung und

. Dinge liegen, hat Frankreich

.. langen Besetzungszeit . doch

Wicpecmseuakx-Haus,vorfindet

(S. 42 f.) einen Abschnitt
über die Geographie mit Be-

trachtung-en über »die franzö-
sischen Grenzen. Asuch hier
wird der Rhein als die na-

türliche Grenze Frankreichs
bezeichnet. Es wir-d darauf
hingewiesen, daß die Grenze
von 1919 alle großen Fluß-
täller durchschneisde,daß der

Rhein im Osten Frankreichs
das einzige, wirklich große
Hindernis sei, und daß ein

Feind, der ihn einmal überschrittenhabe, auf dem Wege nach
Paris keins natürliches Hindernis von Bedeutung mehr finde.

Die Einheitlichkeit »der Auffassung der zitierten Auße-

Ausicht von Köln 1531

rungen spricht für sich sel-bst.—Man braucht wenig hinzuzu-
fügen. Man darf jedoch dar-
an erinnern, mit welcher
Hartnäckigkeitaus der Ver-

sailber Friedenskonferenz die

Franzosen um. die Rhein-
grenze unter dem Motiv der

Sicherheit gekämpfthaben-
undwieste schließlichdochnur
die 15jährige Besetzung und —.-.

die Entmilitarisierung er-

reichen kannten. Wie die -

ziwarnicht die politische, wohl
aber die militäsrischeGrenzenicht nur bis sanxden Rhein, sondern
noch 50 km jenseits desselben vorgeschoben Wie zäh es an seinen
historischen Zielen festhält,haben wir eben im Haiäg wieder
erlebt, wo es gegen die vorzeitige Rheinlandräumungeine
Dauerkontrolle ionRsheinland
einzutawschen versuchte, glück-
lich-erweise ohne Erfolg.
Wenn in wenigen Msonaten
das Rheinland beinahe fünf
Jahre vor der im Versailler
Vertrag festgesetzten Frist
von den Franzosen geräumt
wenden muß, dürfen wir mit «

"1

Befriedigung konstatieren, "·

daß diese Besetzung, die ja
nur gefordert wurde, weil
man die Abtrennung des

RheinlandessvomReichenicht
»

--

erreichen konnte und weil «

, ,

man hoffte, während der
-

"

noch irgend-wie zum Ziele
zu gelangen, daß diese Be-

Beethovene Geburtohauo
Bonn

setzung in der großen Tini-e der historischen fran-
zösischen Rheinpolitik ein Versager gewesen ist, daß
der nationale Einheitswillse des deutschen Volkes sich
als stärker erwiesen hat als der eingiewurzelte Traum

der Franzosen von den natür-

lichen Grenzen im Osten. Aber

-

NO- M »Fo- »w" « «

,

Schloß Brühl, Haus-We
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täuschen wir uns nicht. Dieser Traum ift nicht sausgeträumt.
Die angeführten Zitatse aus neuester französischer Literatur

zeigen es. Es wird noch des Erlebnisses von sein-bis zwei
Generationen des französischen Volkes bedürfen, um diesen
Traum wirklich zum Verschwinden zu bringen, des Erlebnisses
nämlich, daß der deutsche Nationalstaat breit über den Rhein
hinübergreift, sund daß der Rhein keinerlei natürliche Grenze,
sondern die wichtigste Tebensasder des deutschen Organismus ist,
daß er Deutschlands Strom und nicht Deutschlands Grenze ist.
Das ist auch der Sinn des Vertrages von Locarna Die Artikel 42
und 45 des Versailler Vertrages über die entmilitarisierte
Rheinlandzone sind, in dieser Linie gesehen, die letzte Kristalli-
sierung sder französischenRheinpolitik. Sie sind für alle jene in

Frankreich, für die der Rheintraum noch Lebenswahrheit be-

sitzt, geradezu eine Versuchung, wie ja die Bestrebungen nach
einer Kontrollkommifsion im Rheinland nur zu deutlich zeigen
Wurde diese Kommission nicht immer wieder von Paul Bon-

cour, dem langjährigen Vertreter Frankreichs in der Vor-
bereitenden Abrüstungskommission des Völkerbundes, im

Interesse des Abrüstungsgedankens gefordert? Man darf ge-
spannt sein, ob sie bei künftigen Abrüstungsverhandlungen
nicht wieder aus« der Versenkung, in der sie jetzt im Haag ver-

schwinden mußte, shervorgezogen werden wird! »Für Deutsch-
land ergibt sich aus dem Gesagten jedenfalls, daß es auch eine

Grenzpolitik im Westen haben muß. Der Vertrag von Locarno,
der uns die Grenze, wie sie· der Versaillser Vertrag gezogen
hat, garantiert, war der Grundstein zu ihr. Die Befreiung
des Rheinlandes ist ein weiterer Schritt. Territorialen Aspis
rationen im Sinne der französischenRheinpolitik ift damit ein

Riegel vorgefchoben Wir müssen aber konstatieren, daß wir

zum Unterschied von Frankreich am Rheine keine genügende
Sicherheit besitzen, solange die Abrüstung nur deutsch und nicht
allgemein ist und eine entmilitarisierte Zone nur auf »der deut-

schen Seite besteht.

Weltpoliiik in Geni.
Die diesjährige Völkerbundstagung in Gen-f scheint

einen besonderen Charakter zu tragen, nicht deshalb, weil
die alljährliche Herbstversamsmlung des Völkerbundes dies-
mal zum zehntenmal zusammentrat oder weil im Hauf
der Tagung die feierliche Grundsteinlegung eines Völker-

bundspalastes vorgenommen wurde. Auch- nicht aus dem

Grunde, weil niemals bis-her eine so große Zahl von Mit-

glieidstaaten ihre Delegierten entsandt haben oder weil der er-

wählte Präsident dieses Staatenparlaments, der Vertreter
El Salvadors in Paris, Herr Guerrero, nicht wenig-er
als fünf Ministerpräsidenten und 24 Außenminister be-

grüßen durfte.
Der Charakter der diesjährigen Tagung liegt in der Tat-

sache begründet, daß diesmal die allgemeinen probleme der

Ausgestaltung des Völkerbundes, daß Fragen von weltpoli-
tischer Bedeutung anklingen, und nicht Sonderfragen auf der

Tagesordnung stehen, sdie nur das eine oder andere Mitglied
interessieren .

Von dieser Einstellung waren auch die Reden der drei

führenden Staatsmänner Englands, Frankreichs und Deutsch-
lands beherrscht. Schon der englische Ministerpräsident
M acDonald hatte mit seiner Rede der Tagung einen

kräftigen Auftrieb gegeben Denn eine von Ideen getragen-e
politik wirkt immer in Versammlungen deren innerftser
Beruf es ist, die politische Entwicklung über das Einzelinter-
esses hinauszuführen Seine Rede, ein Meisterwerk der

Sammlung, der Wirkungssicherheit und Wortbehserrschcung,
war das Bekenntnis eines großzügigen Friedensfreundes.
Freundlich seine Geste, mit der er Deutschlands Eintritt in
den Völkerbund gedachte, den er selbst vor fünf Jahren in
der Völkerbundsversammlung »in ein-er berühmten Rede

forderte. Elegant und taktvoll die Art, wie er auf die be-

ginnende Räumung des Rheinlandes hinwies. Geschickt,
aber schwankend seine Stellunsgnahme zur Abrüstung, die man

allgemein als das Kernstückseiner Rede bezeichnete. Schwan-
kend insofern, als er zwischen der französischenAuffassung
vom psrimat der Sicherheit und der Forderungen Deutsch-
lands und der neutralsen Staaten, die in der Verminderung
der Rüstungen eine Voraussetzung für die Erlangung der

Sicherheit sehen, sich nicht ein-deutig entschied. Beachtens-
wert auch die Anregung, die beiden Artikel der Völker-

bundssatzung, die dahin ausgelegt werden können, daß der

Krieg gewissermaßen als letztes Mittel internatisonal noch«
erlaubt sei, abzuändern und zu modernisieren Alles in allem
entrollte MacDonald ein großzügiges programm der Welt-
politik und schloß mit einem starken Bekienntnis für die
Möglichkeit einer weitgehenden internationalen Zusammen-
arbeit auf dem Boden der gegenseitigen Selbstachtung der
Völker. An die Stelle des Rüstungsgedankens müsse das
Vertrauen treten und das gegenseitige Verständnis, damit
eine neue Aera des internationalen Zusammenlebens bald

herasufgeführtwerden könne.
-

-

. Der französifche Ministerpräsfident Br ia nd war in

feiner Rede gewissermaßender Gegenpol
"

MacDonal.d·s, nur
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wußte er mit noch- größerem rhetorischen Glanz und mit
ein-er eleganten Gewandtheit der Sätze »die Sparsamkeit an

konkreten Einzelheiten zu verschleiern »Schon die Ent-

schlossenh-eit, mit der die neue englische Regierung im Haag
und in Genf die geistige Führung der Weltpolitik an sich
genommen hat, konnte natürlich auf die Ausführungen des

französischenRedners nicht ohne Wirkung bleiben, so daß
Briands Rede ein matter Epilog im Gefolge des Tonangebers
MacDonald war. Hatte dies-er die internationalen Recht-
sprechungsorgane in den Mittelpunkt gestellt, so betonte
Briand demgegenüber die Notwendigkeit von Sanktionen. Was -

man besonders von ihm erwartete, eine genaue Usmschreibung
seiner europäischen pl·äne, blieb aus. Auch er schloß mit
einem hinrei enden Bekenntnis zum Frieden, indem er mit

größter Ein ringlichkeit aufforderte, die Jugend für den

Frieden zu erziehen
Hatten sdie beiden Reden MacDonalds und Briands die

bisherige Tagung in Spannung gehalten so wurde diese
zweifellos noch durch die programmatischen Darlegungen
gesteigert, die Reichsaußenminister Dr. Stres emann in

Anknüpfung an die gleichfalls grundlegenden Ausführungen
seiner Vorredner machte. Der deutsche Standpunkt zu—den
Aufgaben und Problemen des Völkerbunds wurde eindeutig
festgelegt

«

Die Bedeutung der Rede liegt nicht nur in ihren ein-

zeln-en Feststellungen auf den verschiedenen weltpolitischen
Gebieten, sondern vor allein auch- in der Tatsache, daß durch
sie der Abschluß einer Epoche und der Beginn einer neuen

gekennzeichnet wird. Die abgeschlossene ist die periode des

Kampfes um Einzelheiten des Bemühens um eine Fest-
legung oder Erschütterung von Rechten und Ansprüchen-,die

aus dem Kriege und den Friedens-verträgen hervorgehen
Was Dr. Stresemann jetzt fordert und eindrucksvoll als den

pflichtenkreis des Völkerbundes umreißt, ist eine aufbauende,
konstruktive Arbeit, wie sie·Geist und Satzung des Völker-
bundes vorgsezeichnet haben Ohne daß die Gedankengänge
MiacDonalds und Briands im ganz-en und als erschöpfende
Programme akzeptiert werden, legt Deutschlands Vertreter
»die beiden führenden Staatsmänner der großen Westmächte
auf eine Zustimmung fest, die zu einer solchen Aufbauarbeit
mit zum Teil sehr weitgehender Zielsetzung von ihnen erteilt
worden ist.

Stvesemann spricht seinerseits nicht von Vereinigten
Staaten Europas, aber von einer e u r o p ä i f ch e n W i

röt-schaftseinigung, er spricht von dem Widersinn er

es bei der Schaffung neuer Staaten versäumt hat, sie dem

wirtschaftlichen System Europas einzufügen Er unterftreicht
die grundsätzlichen Ausführungen sMacDonalsds zum
M«inderheit-enrecht, für dessen Behandlung er ein

besonderes Organ fordert, eine ständige Minderheitenkoms
mission für die die Zustimmung der beispielgebenden Schweiz

-

z. B. vorliege. Er stellt die A ·b r üst u n g als das Mittel zur
Sicherung gegen den Krieg heraus, indem er dafür eine neue

Formel prägt, mit der sich wohl auch die französischeAuf-
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fassung in dieser Frage ein-verstanden erklären könnte: die

Verhinderung der Kriegsmöglichkeit (d-urch-Verträge und

Schiedsgerichtsbarkeit), die allgemeine Abrüstung als vFlolge
dieser Verhütung und durch eine fortschreitende Entwicklung
auf friedlichem Wege die Verhinderung einer Erstarrung
aller Zustände Er begrüßt in diesem Sinne die tvon
MacDonalsd angekündigte Flottenverständigungals einen

greifbaren Fortschritt, dem eine ernsthafte Verwirklichungder

Abrüstung zu Lande folgen müsse. Auch für sdise Bedeu-
tung des Kelloggpaktes find-et Dr. Stressemannin
Übereinstimmungmit seinen Vorrednern treffliche Worte,
und er zieht aus seiner Verwirklichung die Konseqsuenzzdaß
diesVölkerbundssatzungselbst nun in Harmonie mit diesem
neuen Rechts-instrunient gebracht werden müsse.. Rach
deutscher Auffassung greift diese Reformnotwendigkeit über
die bei-den Artikel 12 rund 15 des Statuts hinaus; und wenn
der Reichsasußenminister den französischen Ministerpräsis
denten Briand als Zeug-en dafür a-ufruft, daß hier Tücken vor-

liegen, so nimmt er zugleich der französischenAuffassung der

Vergangenheit den Wind aus den Segeln, derzufolge das

Schwergsewicht der Kriegsverhütung in der Vorbereitung
eines Krieges gegen einen angeblichen Angrseifer liege. ,,D er

Krieg läßt sich nicht dadurch ver-hüten«, so
hält Stresemann «demgeg-en-über,»daß man den Krieg
gegen-den Krieg vorbereitet, sondernnur da-

durch, daß sman seine Ursachen beseitigt«.
Dr. Stresemann hat die Haager Konserenz zsusm Aus-

gangspunkt seiner Darlegungen genommen. Er hat in kluger
Formulierung gezeigt, welche Bedeutung die Rheinland-
räusmung für die Entwicklung des Völkerbiunds hat, und wie

wichtig auch im Interesse des Völkerbunds die Rückkehr des

Saargebiets zu Deutschland und die Herstellung völliger
deutscher Staatshoheit ist. sEr hat die. Ergebnisse im Haag
als einen entscheiden-den Markstein auf dem Wege zur Ver-

söhnung und zum Zusammenwirkender europäischenVölker
angesprochen. Er hat aus ihr die Konsequenzen gezogen und

zugleich die deutschen Grundgedanken- der künftigen inter-

nationalen Zusammenarbeit g-ekennzeichnet. Es war eine

Rede, die grundsätzlichund sachlich die Völkerbundssarbeit auf
den richtigen Weg brachte.

«

Hatte Briand in seiner Rede seine Gedanken eines

europäischen Staatenbundes nur skizzenhaft an-

klingen lassen, so suchte er diese in einer Aussprache mit den

Führern der Abordniungen der zur Völkerbundstagung ver-

sammelten europäischen Staaten anläßlich eines Frühstücks

zu vertiefen. Jn einer späteren Verlautbarung kam zum
Ausdruck, daß die Vertreter dieser Staaten die Möglichkeit
begrüßen, die europäischen Verhältnisse auf eine gesundere
und einträglichere Grundlage zu stellen. Sie bitten den fran-
zösischenMinisterpräsidenten,die Gedanken, die im Laufe der

Aussprache geäußert worden find, zu papier zu bringen und

sie den Regierungen zugehen zu lassen. Die Regierungen
soll-en, wenn sie sichsdazu veranlaßt fühlen, ihre Bemerkungen
an die französischeRegierung richten. Auf der Grundlage
dies-er Aussprache soll bei der nächsten Zusammenkunft im

September 1930 in Genf weiter verhandelt werden. Damit

ist die Konstitution der Vereinigten Staaten von Europa bis

auf weiteres Frankreich zu getreuen Händ-enübergebenworden.

Daß die disesjährigeVölk.er-bundsversammlungmit ihren
wseltpolitischen problem-en das Programm des gleichzeitig
tagenden V ö l k er b u n d s r a t e s fast völlig überschattet,
nimmt nicht weiter wunder. -Und doch war für Deutschland
auch hier ein-e Frage von besonderer Bedeutung, nämlich
die vertragswidrige Verschsmelzung des

Man-datgebietes Deutsch-Ostafrika mit den

ostafrikanischsen Kolonien Englands. Mit

Erfolg hat sich«der deutsche A-ußenminister,unterstützt von

dem italienischen Ratsniitglied Scialsoja, gegen die Auffassung
des englischen Außensministers Henderson gewandt, indem

Stresemann noch einmal die Grundlage des ganzen Mandats-
systems hervor-hob, daß die Mandatsgebiete selbständigeinter-
nationale Einheiten sind, hinsichtlich- deren die Mandatsmächte
dem Völkerbundals dem Man-danten Rechenschaft schuldig sind.

Bei der Wahl der nichtständigen Ratsmits
g l i ed er erhielten von 153 abgegebenen Stimmen polen 50,
Südslawien 42 und Peru 36. polien ist demnach wieder-
gewählt, Südislawien tritt an die Stelle Rumäniens als An-

ssöirisgser
der Kleinen Entente und Peru an die Stelle von

ie.

Und schließlichwurde die bereits vor drei Jahren ge-
machte Anregung auf Antrag Dr. Stresemanns wieder auf-
genommen undl einstimmig angenommen, die o rdsenti
lich-en Ratstagungen von vier auf drei Tagungen im
Jahre herabzus e tzen Unter Vorbsehaltung der Ein-

berufung außerordentlicher Tagungen in dringen-den Fällen
wird demnach der Völkerbundsrat das nächstemal nicht im

Dezember, sondern erst Mitte Januar zusammentreten, die

Frühjahrstagung findet erst Mitte Mai statt und die Sommer-
tagsung wird mit der Herbsttagung zusammengelegt, die jeweils
drei Tage vor der Völkerbundsversasmmlungbeginnen wird.

Wirtschaft und Wissenschan
Von Dr. phil. nat. Friedrich Des s auer, o. ö. Professor a. d. Universität Frankfurt am Main.

Der Zusammenhang zwischen Forschung und Wirtschaft
ist weder im Volk, noch überall in den verantwortlichen
Kreisen hinreichend klar. Jmmer wieder kehren-Wirtschafts-
führer und Gelehrte mit tiefen Sorgen vom Ausland heim,
wenn sie erleben, wie etwa in den Vereinigten Staaten plan-
mäßig der wissenschaftlich-eund technische Unterbau der Wirt-

schaft gefördert wird. Eine Million in Forschung-en gesteckt,
kann eine wirtschaftliche Auswirkung von Hunderten und

aber Hunderten Millionen haben. Solche Fälle sind in der
Vergangenheit mehrfach eingetreten. Erfindung-en, wie vdie
Gewinnung des Stickstoffs aus der Luft oder erfolgreiche
Methoden der tierischen, pflanzlichen und menschlichen
Seuchenbekämpsung,bedeuten eine Verbesserung der natio-

nalen Wirtschaft um «Milliarden. Die Amerikaner wissen das,
und dieser Gedanke ist dort im Bewußtsein des ganzen
Volkes lebendig; allenthalben ist die Sympathie des Volkes

solchen Forschungen zugewandt. Es wird darin nicht gespart,
Ausgaben für Forschungen der Naturwissenschaft und Technik-
die sich dann wirtschaftlich auswirken können, finden all-

- gemeines Verständnis. Wir aber bleiben zurückund kommen
ins Schlepptau konkurrierender Länder, weil die Zusammen-
hänge zwischen Forschung und Wirtschaft im Bewußtsein der

Öffentlichkeitund der Regierung nicht lebendig genug zu sein
scheinen. Wir haben neben unseren Universitäten unseref

technischen Und landwirtschaftlichen Hochschulen, die Jn-
stitution der Rotgsemieinschaft der Deutschen Wissenschaft und
die Kaiser Wilhelm-Institute Wir haben deren Etat an-

gesichts unserer Wirtschaftskrisse nicht etwa gestärkt, was

allein logisch und richtig gewesen wäre, sondern gekürzt.
Jch will an einigen Beispielen andeuten, welche wirt-

schaftlichen Auswirkungen die Forschungen haben, die an

solchen Stellen gepflegt wer-den und die wir, wie erwähnt,
beschneiden, statt sie aufs höchstezu entfalten. Die Kaiser
Wilhelm-Gesellschaft hat das große chemische Institut,
das sich u. a. mit Zelluloseforschungen und solchen über Auf-
schließungdes Strohes als Nahrungsmittel beschäftigt,wäh-
rend das gleichfalls das große physikalischsChemische Jnstitut
die Stickstoffgewinnung aus der Luft —- neben anderem —-

betreibt. Jn Mülheim und Breslau sind die Kohleforschungsi
institute. Wer eine Ahnung von dem problem der künftigen
Kohlenwirtschast in der Welt hat, weiß, daß unter Um-
ständen Hunderte von Millionen von den Ergebnissen ab-

hängig sind. Das gleiche gilt von dem Düsseldorfer Eisen-
forschungsinstitut, von dem Institut für Metallforschsung in

Dahlem, dem Faserstoffinstitut, dem Tederforschungsinstitut,
dem Silikatforschungsinstitut. Jn Göttingen betreibt Deutsch-
land das zur Zeit sicher angesehenste Strömungsforschungss
institut der Welt. Es ist sicher, daß die zukünftige Groß-
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lustschiffahrt, insbesondere der Transozeanflug, von den Er-

gebnissen »diesesInstituts in erster Linie mit abhängt. Wer
Ecken-ers Bericht über den Amerikaflusg des Zeppelins ge-

lesen hat, weiß, daß der entscheidende Grund, warum dieser
Zeppelin den Transozeandienst noch nicht souverän versehen
kann, in dem Widerspruch seiner Gestalt mit den Ergsebnissen
der aerodynamischen Forschung-en beruht. Es ist meine per-
sönliche Überzeugung, daß in nicht ferner Zeit der trans-

ozeanische Flugschiffdienst etwas Reguläres sein wir-d. Aber
es ist auch meine Überzeugung,daß daran in erst-er Linie die-

jenige Nation beteiligt sein wird, die das Gebiet wissen-
schaftlichl und technisch am besten beherrscht.

Das Institut für Wasserkraft und Wasserbau, das Sonn-

blicksObservatorium mit dem Ziel der langfristigen Wetter-

voraussage für die Landwirtschaft haben unmittelbare wirt-

schaftliche Auswirkung, swenn ihre Forschungen zum Ziele
führen. Das gleiche gilt vom Biologischen Institut, wo die Ver-

erbung bei pflanzen und Tieren, die Züchtung, die Immuni-
tät und die Seuchenbekämpfung erfolgreich- durchforscht
werden. Ein eigenes Tabakinstitut in Dahlem pflegt die

Oualitätserhöhungs der Produkte durch die Behandlung der
-Sorten. Die Institute für Arbeitspsychologie sind gleichfalls
von großer wirtschaftlicher Auswirkung Die HYdrosBios
logische Anstalt in plön durchsorscht die rationelle Bew-irt-

schaftung der Seen zwecks Steigerung des Fischereiertrags.
Noch größer ist die wirtschaftliche Bedeutung des entomolo-

gischen Instituts in Dahlem und des Züchtungsinstituts in

Müncheberg, wo die Bekämpfung der Insektenschädlinge, die

Züchtung verbesserter Getreisde-, Kartoffel-, Obst und Gemüse-
sorten gepflegt wird.

Das sind Beispiele aus der Arbeit der Kaiser Wilhelm-
Gesellschast,die eigene Institute betreibt. Die Notgemeinschaft
der deutschen Wissenschaft dient dem gleichen Ziel mit anderen,
aber mindestens ebenso zweckmäßigenMethoden. Wo immer
ein Forscher, der sich ausweisen kann, in Deutschland unter-

wegs ist, auf seinem Gebiet etwas Wesentliches zu finden,
kann er sich an die Notgemeinschaft wenden. Die Notgemein-
schaft unterstütztHunderte von Arbeiten unter dauernder Kon-
trolle durch gelehrte Kommissionen, und ichs könnte manche
Seite damit ausfüllen, um Ihnen in etwa zu zeigen, wias hier
alles im Gange ist und Aussichten für wirtschaftliche Aus-

wirkungen eröffnet.
Unter den Aufgaben befinden sich außer denen, die ich im

Zusammenhang mit den Kaiser Wilhelm-Instituten erwähnt
habe, noch andere. Einige Beispielel Die Mietallforschung zielt

»

unter vielem anderen auf die Verwertung unserer heimischen
Erze ab. Wir wissen alle, daß wir in einem metall-

·-ar-men Lande wohnen, insofern als unsere Erze ertr-ags-
arm sind. Gelingt es. rationelle Methoden zur Ver-

hüttung unserer schwachen Erze zu finden, so bedeutet das für
die nationale Wirtschaft eine überaus große Erleichterung.
Das gleiche gilt, wenn es uns gelingt, unsere Walzerzeugnisse
zu verbessern und einige entscheidende problem-e der Gießerei-
kunde zu lösen, Schürfungsmethoden zur Auffindung von

Lagerstätten von Kohle, Erzen, Olen auszusinden. Der Hoch-
druckdampf, die Verbrennungsmotoren drängen geradezu zur

Lösung gewisser probleme, von denen die Wirtschaft in einem

Umfang abhängt, von dem sich sehr wenige eine Vorstellung
machen.

Ganz besonders entfaltet ist die Pflege, die die Not-

gemeinschaft solchen medizinischen und hygienischen
Forschungen angedeihen läßt, die sich wirtschaftlich auswirken.

Unter etiwa 20 großen Aufgaben dies-er Art nenne ich die

Untersuchungen über Typhus, Krebs, Syphilis, Tuberkulose,
Kropf und Gewerbekrankheiten, die darauf abzielen, metho-
disch dies-e Krankheiten womöglich auszurotten, und die er-

nährungsphysiologischenpflanzenstuidien, von deren Ergeb-
nissen wirtschaftlich buchstäblichMilliarden abhängen. Die

Elektrotechnik, insbesondere die Hochspannungselektrotechnik,
die Strahlungsforschung und viele andere Gebiete stellen
eben solche Anforderungen an die Notg-emeinschsaft. Ich will

jetzt die Beispiele nicht weiter vermehren. Die Wirtschaft sieht
sich in ihrer Notlage überall nach Hilfe um und wendet sich
an den Staat um Steuererleichterungem Zinsnachlässe,Kredit-

hilfe, Exportförderungen. Aber an die Stelle; aus welch-er
eine entscheidende große Hilfeleistung kommen kann, an die
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Forschung, wird verhältnismäßig am wenigsten gedacht. Das

zeigt Nückftändigkeitunseres Denkens in dieser Beziehung.
Wir haben in diesem Notstandsjahr den Etat beschnitten

und dabei auch Sachausgaben gekürzt. Das ist im allgemeinen
ein schlechtes Mittel, wie wir wissen. Den Bau von Kanälen

einzustellen, Luftfahrt, Eisenbahn, Straßenbau ungenügend. zu
fördern, das ist«alles schlecht; aber man mußte es machen, und

man kann es vielleicht wieder einholen. Wenn man aber die

Forschungvernachlässigt,auf der die Wirtschaft beruht, in

Deutschland mehr als in irgendein-ein anderen Lan-de, nicht nur

die Industriewirtsch.asft, sondern auch Landwirtschaft und

Gewerbe, wenn dadurch- Entdeckungen oder Erfindungen, deren

Wirtschaftswirkung groß ist, in anderen Ländern gemacht
werden, wenn wir infolgedessen san Konkurrenzfähigkeit er-

lahmen, Gegenstände einführen, die wir ausführen sollten,
dann gibt das Schäden, die sich unter Umständen gar nicht
wiedergutmachen lassen.
Natürlich gehört zu diesem Aufgabenkreis auch die

Pflege der Reichsanstalt, .des P-atentamts, der Forschungs-
expseditionen, soweit sie wirtschaftlich ausgiebige Ergebnisse
versprechen. Kürzlichl erschien ein seh-r beachtenswertes Gut-

achten der amerikanischen Sachverständigen über die Er-

zeugungss und Absatzverhältnisseder deutschen Vieh-«und

Milchwirtschaft. Darin steht unter anderem recht Beachtlichen
eine Bemerkung über die Verbreitung der Ergebnisse der land-

wirtschaftlichen Forschung und des landwirtschaftlichen
Wissens unter den Menschen, die es angeht. Die Amerikaner

sagen da dem Sinne nach, daß zwar in Deutschland ganz wert-

volle Forschungen gemacht lwerden, daß sie aber nicht aus-

gewertet werden, weil sie manchmal überhaupt nicht gedruckt
werden, oder, wenn sie gedruckt werden, den Landwirten nicht

zugänglichsind-,oder, wenn sie ihnen zugänglichsind, so wissen-
schaftlich abgefaßt sind, daß sie niemand versteht. Die Ameri-

kaner sagen wörtlich: »Die Berichte müssen in ansprechender
Art abgefaßt und allgemeinvserständlichsein«. Genau das

gleiche gilt ganz allgemein für unsere wirtschaftlichen In-
formationen. Wirwissen schon eine ganze Menge, und die

Enqusete hat unser Wissen ganz gewaltig vermehrt; nur es

kommt nicht immer dahin, wo es wirkt, oder doch- zu spät
rm.

Der wirtschaftliche Nachrichtendienst beschafft zwar ziem-
lich viel gutes Material, aber ich könnte mir denken, daß man

es. viel ansprechender, wirksamer unt-er den Wirtschafts-
menschen Deutschlands verbreiten und dadurch nutzbarer
machen könnte, als es jetzt geschieht.

Aber das ist nur eine Seite des wirtschaftlichen Er-

ziehusngsproblems Die sehr ernsten Mißstände in Bedürfnis-
bildung und Konsum, von denen mit Recht so häufig ge-

sprochen wird, sind eine Folge mangelnder Wirtschafts-
erziehung des deutschen Volkes. Das deutsche Kind müßte in

der Schule schon erfahren, daß sein Schicksal von dem Zu-
stande der deutschen Wirtschaft abhängt, und daß jeder Mensch
für die Wirtschaft seines Landes Mitverantwortung trägt.
Wenn ich unnötige Luxuswaren aus dem Auslande kaufe, so
berührt dieses Tun nicht nur mich selbst, sondern ich schädige

Es ist gar kein Zweifel, daß in den

wirtschaftlichen Zeitideen die individualistische Tendenz, nach
der der einzelne mit seinem Vermögen tun kann, was immer
er mag, gegenüber der gesellschaftlichen zurückweicht. Wir
werden uns immer mehr bewußt, daß unsere Wirtschaftsschicks
sale ineinander verflochten sind. Das gesellschaftliche Denken
führt dahin, daß jeder als sozialer Schädling schließlich
empfunden wird, der mit unserer Wirtschaft irgend-welchen
privaten Unfug treibt. Wenn Kartelle, worüber immer
wieder erneute Klagen kommen, ihre Macht ungerecht aus-

nutzen, so schädigen sie nicht nur den Konkurrenten, den sie-
unterdrücken wollen, sondern unter Umständen sehr schwer die

deutsche Wirtschaft. Wenn die Konsumenten, nicht genügend
durch Schule, öffentlicheMeinung, Tagesliteratur angeleitet,
durch ihren Konsum die produktion, den Handelsvserkehr
schädlich beeinflussen, so zahlen wir alle daran mit. Er-

zieherischer Einfluß im Sinne der Wirtschaftskooperation
muß auf die deutsche Offentlichkeit ausgeübt werden in dem

Sinne, daß jeder Bürger seine Verantwortung als Wirtschafts-
mensch erfahre, daß er über Zusammenhänge aufgeklärt wer-de,
die ihm bisher entgingen, daß er allmählich lerne, wie er sich
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chronik des

27. März 1919.

Die deutsche Regierung erklärt, die Landung der pol-
nischen Armee des Generals Hatter in Danzig smcht verant-

wsorten zu können. Sie beruft ssioh auf die

Versailler V e r t r a g e s lFortsetzung.l
7

«

4. April l9t9.

Abkommen übe-r den Durchzug derltalter-
Armee sdsurch Deutschland

Der Durchzug Soll nicht iiber

Vorkommnisse bei ider Gewährungfreien
Geleits sfiir »den polnischen M-1nist-erpras«1-

denten Daderewski, der »unter grober Ver-· ··,
-----

—-

Itetzung sdser gewährten Gastfresunidschaft
«

auf deutsch-am lBoden in Rosen sdas

Zeichen zum Aufruhr unid Biirigerkrieg ge-
geben unid bei seiner Anwesenheit in «

Danzig im Dezember 1918 gesagt habe:

»Wenn die polnischen Divisionen ans

Frankreich »und Italien erst einmal iin

«Danz-ig sinid, so wenden «-D-a-nzig unsd

ganz Wes-tpr-eußen poslnsiscsh werden«

Der Durchmarssch der polnischen Armee

Hatt-ers wende zum Biirgerkrieg zwischen

der po«l«niso«henMinderheit Kund der sdeiut-

schen Mehrheit iin West-preutzen fiihren rund wtmskc

Qöthnilärmultl
«

--«S-«

die schwach-e sdesutsehe Ostfront gegen
»

, »

die Botschewisten gefährden. Dagegen sei TMMÆWWZM
die deutsche Regierung bereit, sdie Lan-i EIN FAMILIE
dung »der Armee Halt-er »in Stettin. cKönigss .·.Y·..P«IEZY,JL"EWM
berg, Mernsel osder Libau uinid ihre «Be- —W""WM

förderung nach Polen mit alten Kräften U-

sondern

stattfinden:
Danzig weichsetaufwärts,

W»
auf folgenden Wegen

"

---..—.; t. Stettin — Kreuz —- Dosen — War-

schau;

2. Riltau —- Königsberg und Memel —-

Korschen — chk — Grajewo;

Z. Koblenz — Kassel —- Halle «- Kott-
bus — Lsissa —- Kalisch und Frankfurt
—- -Bebra — Leipzig — Kottbus —

Lissa «- Kalisch.
»

Deutschland gewährleistet sdie Sicher-
heit dieser Transportwege, die Atti-
lierten wer-den dafiir sorgen, daß die

Truppen auf dem Transport durch deut-
sches Gebiet altes unterlassen, was Un-
ruhe in der Bevölkerung hervorrufen
könnte.

«

······ ·-

iDie Altiierten beanspruchen zunächst

nur die unter der Nr. Z genannten Trans-
zu unter-stützen. . stehe seit-e 24 portwege.

IV. Die Vorfriedenskonferenz
.

der altiierten und assoziierten Mächte in Darisl).l
27. November 1918.

ln
·

einem Schlreiben an den Ministerpräsisdenten
ctemenceau fordert Marschall Foch: »Auf idem linken

Rheinufer kann es keine neutraten Staaten

geben. Die gesamte Bevölkerung dieses Gebietes muß
imstande sein, die Waffen zsu ergreifen, um der

deutschen Gefahr zu begegnen ill. Es wird Sache

des Friedens sein, die politische Organisation dieser Be-

vö«tkerung, die idurch das Schicksal des kontinentalen

Westens gebunden ist, zu ordnen und aus ihnen verhältnis-

mäßig unabhängige Staaten zu bit-den. Trotzdem muß diese

Organisation darauf abzielen, daß diese Bevölkerung im

gegebenen Augenblick seine asntideutsche poli-
tische Haltung einnimmt und sich an ein-er gegen

Deutschl-and gerichteten militärischen Unternehmung be-

teiligt . . . .«

29. November 1918.

Der französisschle Botschafter in Washington iiberreicht
der amerikanischen Regierung einen »voritäufigen Plan« der
bei den Friedens-präliminarien zu behandelnden Fragen.
Danach sollen die vier Großmächte nach Ankunft Wilsons
in Daris unter sich die Bedingungen vereinbaren, die

den Feinden »o-hnse ijede Diskussion mit ihnen« auferlegt
Werden sollen. »Die rasche Festsetzung der-Friedens-
Präliminarien mit Deutschland wirft die Frage seiner kiinfss

ngn Verfassung auf.« »Wir sind an der Förderung des

Föderalismus interessiert sowie sdaran, ihm . . . ein-e feste

Grund-lage zu gebenI indem wir· durch die Klaus-ein des

Vertrages dsie Kundgebungen dser Uneinigkeit fördern.«
—- .·Der Kongreß miissse zunächst die konkreten Abmachungen
ijber den Krieg iund dann die Organisation ides Völker-

bunsdes behandeln. Eine Vesrquickung dser beiden Fragen
empfehle sich nicht, weil »der Feind kein Recht haf, die

Bedingungen, die ihm von den Siegern auferlegt werden, zu

erörtern«, während zu den Verhandlungen iiber die Grund-

Säbe des Völker-bundes sämtliche Völker, auch die feind-

lichen, zugelassen werden sollen. Die Grundsätze Willsons

seien »ihrem charakter nach nicht geniigend fest bestimmt,

I) Der amtliche Name der Konten-us lautet: Wanken-nee- dos Ptöllmtnstres
Co Falls-.

.

-

um als Grundlage fiir ein konkretes Abkommen iiber den

Krieg angenommen zu werden«, sie wiirden aber hinsichtlich
·des Abkommens iiber dsen Völkerbunid ,.-ih-re voll-e Kraft

wiedergewinnen«. »in sämtlichen früheren Kongressen haben
die Vereinbarungen eines Vertrages . . . als Basis gedient.
während der Kongreß von 1919 vorläufig keine
feste Basis besitzt. ln der lat können weder die vier
mit- Bulgariem »Oste«rreich-Ungar-n, der
Tiirkei und Deutschland unterzeichneten

Waffenstillstandsverträge . . . noch die 14 Vorschläge des-
Rräsidenten . . . eine konkrete Basis fiir die Arbeiten des

Kongresses liefern-' »Der Kongreß könnte sich endlich,
wie das mituntser auch in der Vergangenheit geschehen ist,
der Anr-u;fu-nig einiger der großen. auf Gerechtigkeit,
Moral und Freiheit-hinzielenden Grundsätze . . . unterziehen:

Selbstbestimmungsrecht der Völker, Recht der Minder-

heit-en, Aufhebung sämtlicher friiherer Sonderverein-

barungen, Erklärung, datz das Staats- und Ko«to-niatgebiet,
wie es die Alsliierten am i. August 1914 besagen, nicht be-
riihrt werden solt, feiertiche Verwerfsung sämtlichier Ver-

letzungen des Völker-rechts usnld dser humanitären Grundsätze
und Disquatifizierung lder feindlichen Delegierten, die ge-«

brochene Vertragsinstrumente unter-zeichnet haben oder

persönlich fiisr Verletzungen des Vöslkerrechts oder fiir Ver-
brechen gegen sdiie Menschlichkeit verantwortlich sind.«

29. November 1918.

Llovd George erklärt in einer Wahlrsede, Deutschland
miissse die Kriegsskosten bis zur Grenze seiner Leistungs-
fähigkeit zahlen: -

10. lainuar t9l9.

Marschall Foch richtet an
«

sdie Bevollmächtigten der
altiierten und assoziierten Mächte eine ausführliche Note,
in der er »die »Frage derWestgrenze Deutschlands
unter dem Gesichtspunkt der militärischen

Sicherheit der altiierten und assoziierten
M ä c h t se« behandelt und zu folgenden Forderungen
gelangt: ,

»Fortan muß der Rhein die mititärischle Westgrenzse der
deutschen Völker bilden; dem Deutschen Reich muß am

es
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linken Rheinuter jede Eisntrittspforte, jeder Waffenplatz, d. h.

jede Landeshoheit genommen werden, mit

einem Wort, jede Möglichkeit, wie im lahre t914-rasch in

Belgien und Luxe«m·bsurg einzufallen, . . . Nordfrankrseich zu

erobern und gegen Paris vorzudringen . . .« »sD«ar-ausfolgt:

t. Der militärische Zutritt zu den links-chemischen Gebieten

unsd die politische Propaganda-til in ihnen muß
Deutschland völlig versagt, ja es müssen diese Gebiete

vielleicht durch eine militärischmeutrale Zone auf dem

recht-en Ufer gedeckt werden.

2. Die militärische Besetzung der linksrheinischen
Gebiete muß durch all-iierte Streitkräfte sicher-gestellt
werden.

Z. Den linksrheinischen Gebieten müssen die erforderlichen

Absatzgebietse für ihre wirtschaftliche Tätigkeit gesichert
werden, und zwar dadurch, daß sie mit den übrigen
Weststasaten durch ein gemeinsames Zollsvstiem ver-

buniden werden.«

»Unter diesen Bedingungen kann man gemäß dem all-·

gemein anerkannten Gruntdsatz der Freiheit ider Völker die

Bildung neuer unabhängiger Staaten am

lin k e n R h ei n u f e r
, die sich unter den obenentwiekelten

Vorbehalten selbst verwalten, ins Auge fassen. Die Bildung
solcher Staaten wird, unterstüttzt von einer festen natürlichen

Grenze, dem Rhein, allein es ermöglichen, West-europa den

Frieden zu sichern.«

«12. bis t7.lanuar19l9.

Vorbesprechungen für die Vorfriedens-
konfe-renz. Der ,,Rat der Zehn«l übernimmt die Leitung
der Konterenz. ln ihm sind vertreten: F r a n k r e i c h durch
clemenceau und Pich0n, En glan d durch Llovd George
und Balfour, ltaslien durch Orlando und Sonnino, Ver-

einigte Staaten durch Wilson und Lansing, lapan
durch Chinda unid Matsusi.

Zur Geschäftsordnung bestimmt der Pat der Zehn u. a.,

daß die Presse außer den durch das Redaktionskomitee
festgestellten Kommuniques keine auf die Arbeitlen der
Konferenz bezüglich-e lnformationen veröffentl.ichen, und

daß die Bevollmächtigten keine Enthüllungen machen
dürfen. Damitlist Punkt t der 14 Punkte Wilsons
au ß er Kraft g es etzt. Um die hierüber sehr erregten
Pressevertreter zu «beruhigen, sagt der ,-Rat der Zehn« die

Zulassung der Presse zu den Vollsitzungen grundsätzlich zu.

ts. januar t9t9.

Eröffnungssitzsung der Konterenz. Prä-

sident Poincare eröffnet die Konteresnz mit einer Anklage-
rede gegen die Mittielmächte, denen er die alleinige Schuld
am Ausbruch des Krieges zuschiebt, während er Frankreich
und alle seine Verbliindeten von jede-m Ante-il an der

Schuld freispricht. Nachdem er den Weltkriesg als einen

Kampf der durch Frankreich und seine Ver-bündeten ver-

tretenen ldee der Gerechtigkeit gegen die durch die Mittel-

mächte vertretene ldee der, unbeschränkten Gewalt hin-

gestellt hat, preist er den Sie-g der Alliieirten als einen Sieg
des Rechts. »D-ieser Sieg ist voll-ständig . . .. und eskommt
ihnen jetzt zu, im interesse der Gerechtigkeit aus

diesem vollen Siege die vollen Folgerungen zu

ziehen . .. .« lm Lichte der moralischen und politischen
Wahrheiten Wilsons »beabs-ichili-gen Sie lhsre Mission zu er-

füllen. Sie werden daher nur die Gerechtigkeit suchen.«

Die Gerechtigkeit fordere »Restitution »und Repa-
ration für die Völker und für die Individuen, die beraubt
und miß-handelt worden sind'·, sowie »die B e s t r a tun g

der Schuldigen iund wirksame Bürgscshaften

gegen eine tätige Wiederkehr des Geistes, der sie versderbt

hat«. »Zu gleicher Zeit . . . werd-en Sie eine allgemeine Liga
»der Nationen aufrichten, die eine höchste Bürgschaft gegen
neue Anschläge auf das Völkerrecht bilden wird.« — »Vor
48 lalhren, genau auf den Tag, am 1«8. lanuar 187t, wurde

das Deutsche Reich von einer lnvasionsarmee im Schloß
von Versailles aus-gerufen. Es empfing seine erste Weihe
durch den Raub zweier französischer Provinzen. Es war

somit schon in seinem Ursprung befleckt, und durch den

26

Fehler seiner- Begründer trug es in sich den Todeskeim·
ln Ungerechtigkeit geboren, hat es in Schmach geendet.
Sie sind versammelt, um das Usbel gutzumachen, das es

angerichtet hat, und um seine Wiederkehr zu verhüten. Sie
halten in lhren Händen die Zukunft der Welt . .

—- Auf
Wislsons Vorschlag wird clemenceau zum ständigen Prä-

sidenten der Konterenz gewählt.

23. bis 30. januar-t9t9.

Der Rat der Zehn verhandelt über die Verteilung
der deutschen -Kolonien. Nachdem er grundsätzlich
beschtlossen hat, die Kolonien nicht an Deutschland zurück-

zugeben, fordern die Psremierminister der englischen
Domsinien die Annexion der von ihnen besetzten Koloinien,
die Franzosen die Annexion von Togo un«d·Kamerun, die

lapaner die Annexion der deutschen Rechte in der chine-

siscshen«-Provinz Scihansfusng rtiKisautscshoul und allen ehemals

deutsch-en lnssesln im Stillen Ozean nördlich des Aquators.
Wilson bekämpft zwar zunächst diese eilig-e »Verteilun g

»der B e-ute« unter den Großmächten und bekämpft bis

zuletzt die nackte Annexion, Iläßt sich dann aber doch für

Llovd Georges Vorschlag gewinnen, der die deutschen über-

seeischsen Besitz-ungen den M«ächten, die sie zur Zeit besetzt
halten, als Mandsataren des Völkerbundes zuweist. Dabei
wird zwischen zwei Arten von Mandaten unterschieden: in

-Miittelafrika (Deut-schostafrika, K-amerun, Toigol übernimmt
der Mandatar die Verwaltung unter gewissen humanitären,
militärischen und handelspolitischen Bedingungen, Südwest-

afrika sund die Inseln des australischen Stillen Ozeans

werden »nach den Gesetzen der Mandatare und als inte-

gnierensder Bestandteil ihres Gebietes« verwaltet, was auf

eine dsürttig verschleierte Annexion hin-a-usläuft.

25. l an u a r 1919.

Zweite Vollsitzung der Konterenz. Die

Bildung eines Vöslkerbundes dessen Satzung als Haupt-
sbestandteil in den all-gemeinen Friedensvertrag aufgenommen
werden soll, wird grundsätzlich gebi—l«ligt.

4. Februar t9t9.

Der amerikanische Nahrsungssmittelkontrolleur Herbert

Hoover schreibt an Wilson: »Die Franzos-en haben durch

Hsintertreisbung jeder von uns vorgeschlagenen finanziellen

Maßregel für die Wersorgung Deutschlands mit Lebens-
mitteln bisher jeden Schritt der von uns seit drei Monaten

verssprochenen Nahrungsmittelversorgung vereitelt, indem

sie uns zu zwingen suchen, Deutschland Geld zu leihen.«

7. Februar t9t9.

Der von Loucheur CFrankreichl präsidierte Ausschuß für
die Entwaffnung Deutschlands erstattet folgenden Bericht

t»-l.oucheu«r-Beric«ht«): Die deutsche Armee soll so-

fort tmit Wirkung biss Friedensschlußl auf 25 lnfanterie- und
5 Kavalleriedivisonen herabgesetzt werden und nur eine

genau bestimmte Menge von Kriegsgerät behalten. Alles

überschüssige Kriegsgerät ist abzuliefern. Deutschland darf
während des Waffenstilslstandes die Herstellung von Kriegs-
gerät nicht fortsetzen. Als sicherste Methode für die Durch-

führung dieser Bestimmung wird die Kontrolle gewisser
deutscher Munitionsfabriken durch alliierte Sachverständige
sowie die Fortschafsfung oder Zerstörung von Spezial-
maschinen empfohlen. »Es ist jedoch notwendig, der Mög-
slichkesit vorzubeugen, daß Deutschland, nachdem die

Alliierten »die Besetzungsarsmee verringert haben, solcher

Kontrolle Hindernisse in den Weg legen und die Herstellung
von Ksrisegsgerät wieder aufnehmen kann.« Als eine wirk-

same Garantie empfiehlt der Bericht die Besetzung des
R u h rg ebie tse s, »Die Wichtigkeit idiseser Gegen-d ist . . . so

groß, daß es für Deutschland, nachdem es einmal entwattnet

ist, praktisch unmöglich sein würde, wieder zu den Waffen

zu greifen, wenn es über dieses Gebiet keine freie Ver-

fügung besitzt. Die Veirhinderung der Aus-fuhr der Haupt-
erzseusgnisse dieser Gegend nach den unbesetzten deutschen

Gebieten würde ferner vom wirtschaftlichen Standpunkte
auss die einschneidendsten Folgen nach sich ziehen. Falls
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die allgemeine Munitionskontrolle gestört oder unerlaubte
Herstellung festgestellt wird, wiirde der Handel zwischen«
dem beseßten und unbeseßten Gebiete verboten werden.

7. Februar t9t9.

Von England unterstützt, lehnt Wilson im Rat der Zehn

den »Loucheur-Ber-icht« als ein »Programm der Panik« ab.

10. Februar 1919.

ImAusschuß zur Feststellung der deutschen finanzielle-n

VerDflichtungen vertreten alle Mächte mit Ausnahme der-

Ämerikaner die Auffassung, daß Deutschland alles zahlen

müsse, was der Krieg gekostet habe: Sach- und Personen-

schäden und Krieg-skosten. Der Vertreter sder Ver-

einigten Staaten, Mr. «Du-lles, erklärt: »Wir haben

kein unbeschriebenes Blatt vor uns, sondern ein Blatt. das

einen Text enthält, an dessen Fuße idie »-llsn1terschr-iftenvon

Wi-lson,clemence«au, 0rlando und Llovd George stehen. Die

Vereinigten staaten schlagen daher vor, daß wir von

Deutschland alle Reparationen fordern, aber nur diejenigen,
die in dem mit Deutschland vereinbarten Vertrag iiber die

Frisedensbedingungen festgelegt sind.« Der französische

Finanzmiriister Klotz entgegnet: »sie sprechlen von einem

Vertrag. lch kenne nur einen, den die AEliliierten und

Deutschland sunterzieichinet haben, den Waffenstillstand.

Dort lese ich: ,Reparation ider schäden, unt-er dem Vor-

behalt jeder weiteren Forderung der Alliierten und der Ver-

einigten St«aaten.« lch schließe daher einerseits, daß es

keinen Vertrag gibt, nacht dessen Bestimmungen man auf
die Einziehung der Kriegsskosten verzichtet hat, andererseits,

daß der Waffenstillstsanidsvertrag einen Vertrag darstellt,
nach dessen Wortlaut das Recht auf diese Einziehung aus-

driicklich vor-behalten iist.« lm Laufe der Debatte bemerkt

der serbische Vertreter «Protitch, daß Wilsons 14 Punkte

nur. Deutschland, nichlt aber die« anderen Kriegfiihrenden
verpflichtcjen· Dulsles hält seinen standpunkt aufrecht.

er Ausschuß beschließt, die Entscheidung des Zehner-

rats herbeizuführen.

11. Februar 1919.

Im Völkerbundsausschuß wendet sich Wilson

gegen den von Leon Bourgeois vertretenen französischen

Plan, einen mit dem Recht der lnspektion versehenen

Völskerbundsgeneralstab und ein-e Völkerbundsstreitmacht
einzurichten. Er erblickt in dem Plan nur eine Methode, an

Stelle »-des nationalen Militarismus den internationalen

Militarismus«— zu sseßen. Zum lnspektionsrecht des Völker-

bundsgeneralstabs erklärt ser: ,,l(eine Nation wird in. eine

Kontrolle willigen —- was uns Amerikaner anbelangt. so ver-

bietet uns unsere Verfassung, in eine Kontrolle zu willigen.«

12. Februar 19t9.

clemenceau fordert im Ze-hnerrat, daß den Deut-
schen bei der Erneuerung des Waffenstillstandes neue fauf
die Leistung von Peparationen hin-auslausfendet Bedingungen
auferlegt werden sollen-· Wilson fordert, daß man die

endgültigen militärischen und maritimen Bedingungen fest-

lege und den Deutschen iiberreichse,·-um zur sofortigen und

vollständigen Entwaffnung Deutschlands und auch-zur so-

fortigen Demobilisierung dser verbündeten Armeen schreiten

Zu können. cile men cieau, der ,,förmlsich vor Wut

schäumte«, wirft Wilson vor, »daß er »die Frage »in einem

akademischen, theoretischen und doktrinären Licht« sehe; er

fclemenceaul kenn-e idie Deutsch-en; er habe zu nichts Ver-
· trauen als zu einem Militsärfrieden, den man ihnen auferlegen

"

.

müsse, sowie zu einer lange währendem von militärischer

Gewalt unterstiißten Kontrolle. — Auf B al f ou r s Vorschlag

beschließt sdier Rat der Zehn, den Wafsfenstiltstand ohne

neue finanzielle Bedingungen auf unbestimmte Zeit zu er-

neuern und die endgültigen Entwaffnungss
bestimmungen sofort in Form eines Prah-

minarfriedens festzulegen und den Deut-

schen zu überweisen-

13. Fesb ru a r t9t9.

Der Völkerbundsaus schuß nimmt den Vorschlag
an, einen Völker-bunds r at zu bilden, bestehend aus den

·

Dieser
Vertretern der fiinf Großmächte und vier kleineren Mächte.

Beschluß bedeutete, wie staatssekretär Lansing
a.usfii«hrt, »die tatsächliche Leugnung der Gleichheit der
Völker bei dser Regelung internationalenAngelegenheiten
in Friedenszeiten durch sdie Anerkennung des Primats der
fiinf Großmächte im Ausfiihrenden Rat des Völskerbundes«.

l4. Februar 19t9·

Dritte Volls.itzu-n-g der konferenz Wilson
verliest den von der Völkerbundskommission einstimmig an-

genommenen Entwurf der Völker-bundssaßung und erläutert

ihsn in längerer s ede. ln der anschließenden Aussprache
sprechen sich England, ltalien und lapan fiir den Entwurf
auss. Leon Bourgeois lFrankreichl spricht den Wunsch aus,
es möge ein dauernder Organismus fVölkerbundsgeneral-
stabl geschaffen werden. um die militärischen und marine-
technischen Mittel vorzusehen und vorzubereiten zur Aus-

fsiihrung der Verbflichitungen, die der Entwurf den Mit-

gliedern auferlegt, und um deren unmittelbare Wirksamkeit
in allen dringenden Fällen zu gewährleisten.

14. Februar l9l9.

Wilson reist nach Amerika, um das Land fiir seinen

Völkerbundsplan zu gewinnen und den sich dagegen regen-

den Widerstand zu bekämpfen.

23. Februar 1919.
Auf englischen Vorschlag beschließt der Rat der Zehn,

in den Präliminarfrieden nicht nur, wie am 12. Februar be-

schlossen, die Entswatsfnungsbestimmung«en, sonderrrs auch
noch folgende Punkte aufzunehmen: Die ungefähr-en künf-

tigen Grenzen Deutschlands, die finanziellen Verpflichtungen
Deutschlands, wirtschaftliche Bestimmungen, Verantwortng
fiir die Ubertretung der Kriegsgeseße Damit ist die AbsiHhL
einen Präliminarfrieden abzuschließen, tatsächlich auf-
gegeben. Dies wird auch am folgenden Tage in der fran-
zösischen Presse verkündet.

25. F e b ru asr t9l9.

Eine Denkschrift der lfranzösischen Regierung fordert:

,,im gemeinsamen interesse einen gemeinsamen Schutz fiir
alle friedlichen Demokratien. fiir den Vö-lkerbun;d,fiir Freiheit
und Frieden zu schaffen« und zu diesem Zwecke folgendes
zu beschließen:

-

«

»t. Die deutsche Westgrenze soll an den Rhein verlegt
werden.

2. Die Rheinbriicken sollen von einer

Trsuppienmacht besetzt werden.
Z. sDie obigen Maßregeln sollen keinerlei Gebietserwerb

zugunsten irgendeiner Macht nach sich ziehen.«
ln der zweiten der beiden Anlagen zu dies-er Denkschrift

heißt es:

»Der Verlust des linken Rsheinufers und ElsaßssLottks
ringens nimmt Deutschland 8 v.-l·l. seiner Oberfläche weg.
Er bedeutet eine Verringerung um tt v. l-l. der Bevölkerung,
ungefähr 15 v. H. sdes Eisenbahn-· und Sch«if—tverkeh-rs,67 v. l-l.

des Wein-haus, 12 v.f·l. der Kohle, 80 v.l·l. der Eisenerze,
35 v.lt. der Steinerzeugun-g, 30 v.ll. der Webstoffe.«·

interalsliierten

6. Mä r z t9t9.

Der idem Zehnerrat vorgelegte Entwurf der Ent-
»

watfnungsbestimmungen läßt Deutschland eine Armee von
»

200 000 Mann mit einiähriger Dienstpflicht. Der Entwurf
wird auf Vorschlag Ll oY d G eorg e s verworfen, da er es

Deutschland ermögliche, in zehn fahren zwei Millionen aus-

zubUden.

8. März -l9l9.

Das schafzamt der Vereinigten staaten erklärt in einer
an die französischen und italienischen Bevollmächtigten ge-
richteten Note, daß es »weider auf der Friedensskonferenz
noch anderswo einer Erörterung irgendeines Planes oder
Abkosmmens zur «Erlassung«,konsolisdsierung oder Neu-

verteilung der im sBesitz der Vereinigten staaten befindlichen

schuldverschreibungen der fremden falliiertenl Regierungen
zustimmen wisrd.« Diese Erklärung bildet eines der
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sctfwersten Hindernisse fiür eine grioßzügige und vernünftige
«

Regelung der Gesamtheit der durch den Krieg geschaffenen
finanziellen und wirtschaftlichen Fragen.

Z. März 1919.

l. l ov d G eo rge erklärt im Zehnerrats »Die britischen

Truppen sei-en empört über unsere Weigerung, Deutschland

wieder zu verproviantieren. General Dlumer habe erklärt,
er könne die Verantwortung für seine Truppen nicht über-

-nehmen, wenn es gestattet werde, daß Kinder halb ver-

hungert in den stiraßen usmherirrten.

clemenceau erwidert: »Zweifellos habe man aus

gewissen Teilen Deutschlands äiußerst jammervolle Berichte

bezüglich der Ernährungsbedingungen erhalten; aber der-

artige Berichte bezögen sich offenbar nicht auf alle Teile

Deutschlands. So habe ihm z. B. General Mangin erzählt,

daß es in Mainz mehr Nahrungsmittel gebe als in Paris.
Nach seiner Asnsicht würden die Ernährungsschwierigkeiten
wahrscheinlich durch schlechte Verteilung verschsuldet.«

leovd George erklärt: ,,·Britische 0ffiziere,,«die in

Deutschland gewesen seien, erzählten, daß Bolschsewismus

geschaffen würde, und daß der bestimmende Faktor dabei

die Nahrungsmittel seien . «. . Wenn als Ergebnis einer von

den Alliierten erzwungenen Hungersnot die Bevölkerung
Deutschlands auszuschwärmen anfange. werde daraus eine

revolutionäre Bewegung unter den arbeiten-den Klassen

aller Länder entstehen, mit »der man«es unmöglich werde auf-

nehmen können.«·

clemenceau erwidert, daß »seine lniformationen zu

zeigen scheinen, daß die Deutschen den Bolschewismus als

schrechgespenst benützten, usm den Allsiierten Angst zu

machen.«

10. März 19t9.

Dem Zehnerrat wird ein neuer Entwurf der Entwaffnungs-
bestimmungen vorgelegt: Abschaffung der allgemeinen
Wehrpflicht, freiwillige Verpflichtung auf zwölf jahre.
140000 Mann. Auf Antrag clemenceaus und Fochs
wird die stärke auf 100 000 Mann herabgesetzt.

11. und 12. März 1919.

Ein Sonderausschuß von sachverständigen — bestehend
aus Dr. Mezes lVer. Staaten), P. H. Kerr lGroßbritannient
und Tardieu lFrankrseicht — verhandelt ergebnislos über die

künftigen deutschen Grenzen. lm Laufe der Verhandlungen
stellt ED.«l-l.l(err u.a. fest: naeh »den verschiedenen vion den

einzelnen Kommissionen vorgelegten Vorschlägen würden
etwa sechs Millionen Deutsche unter eine nichtdeutsche Re-

gierung kommen, während nur 300 000 Nichtdeutsche in

Deutschland z·urückblieben.« Tardieu erwidert hierauf:

»Wenn wir bereit seien, alle diese Deutschen zu nehm-en und
sie den Polen und Tschechken zu geben, so könnten die Ver-
«bündet«e.n sicher auch darauf bestehen, daß fünf Millionen
Deutsche westlich des lPheinss von Deutschland abgetrennt
würden.«

12. März t919.
.

tEsin dem ssoinsdseraiussehuß sder sachverständigen vor-

gelegter französischer Vorschlag fordert: t. Verlegung der
deutschen Westgrenze an den Rhein. 2. Besetzung der
Pheinlinie und- der rechtsrhesinischen Brückenköpfe Kehl,
Mannheism, Mainz, 1Koblenz, Köln und Düssetldorf durch
internationale Truppsen. Entfestigung des Gebiets 50 km
östlich der neuen deutschen West-grenze. «3. Linksrheinische
Gebiete -l-Elsaß-Lothri-ngen ausgenommen) wer-den in einen
oder mehrere selbständige staaten unter Schutz des
Völkerbundes verwandelt. 4. Entfernung der ietzt im Amte
befindlichen höheren deutschen und preußischen Ver-
waltungsbehörden aus den linksrheinischen Gebieten.
S. Liguidierung der deutschen Wirtschaftsinteressen auf idem
linken Rheinufer. 6. Belieferung der neuen linksrheinischen
Staaten mit der für ishre lndsustrie erforderlich-en Kohle durch
Deutschland unter Anrechnung auf Reparationen -

"

14. März 1919.s
Wilson trifft«wieder »inParis ein-.
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l4. M ä r z l919.

Unmittelbar nach Wilsons Rückkehr aus Amerika halten

Wilson, Uovd George und clemenceau eine geheime Be-
ratung ab, um für die weiteren Verhandlungen eine gemein-
same Basis zu finden. Wilson erklärt: »Wir müssen uns

vereinen auf der Grundlage der neuen Ordnung, auf Grund

jener lim ,Vorfriedensvertrag«) festgelegt-en und lvon
beiden Parteien) angenommenen Grundsätze, die den
Völkerbund als Eckstein des Friedens anerkennen.« Hart-

näckig erwidert clemenceau: »Zuerst muß Frankreich

gesichert werden« Wilson weist darauf hin, daß Frank-
reich« durch den Völkerbundsvertrag eine Weltgarantie als
sicherheit geboten worden sei; daß Amerika sogar noch
weitergehen wolle und eine speziialgarantie erwäge, bis der
Vöklkerbund gegründet werden könne; daß mächtige For-
mationen alliierter Truppen als Schutz Frankreichs bis zur

endgültigen Begründung des Friedens zurückgelassen
würden. clemenceau erwidert, dies sei nicht genug-
Frankreich brauche ein smilitärisches Bündnis; der Rhein
müsse eine strategische Grenze bilden und Deutschland müsse

für alle Zukunft in »wirtschaftlicher Hinsicht zum Krüppel ges-

macht werden. — Wilson und Llovd George erklären,

daß sie keiner Besetzung des linken Rheinufers außer auf
kurze Zeit als vorläufiger Bürgsctiaft für »die Zahlung der

deutschen schuld zustimmen könnten. Andererseits bieten

sie Frankreich ihre unmittelbare militsärische Bürgschaft

gegen jeden nicht her-ausgeforderten deutschen Angriff an.

15. M ä r z 19l9.

Aus dem Gang, den die Verhandlungen während seiner
Abwesenheit infolge Ides Beschlusses des Zehsnerrats vom

23. Februar 1919 genommen haben, schließt Wilson auf die
Absicht der Franzosen und «Engländer, einen Prälsiminar-

frieden unter Ausschluß der Völskerbundssatzung zu

schließen. Um derartigen Bestrebungen entgegenzuwirken,
läßt« er öffentlich erklären, daß gemäß Beschluß vom

25. lanuar die Errichtung des Völkerbundes zu einem
integrierenden Bestandteil des Friedensvertrages gemacht
werden solle; alle Gerüchte über eine beabsichtigte Ande-

rung dieses Beschlusses entbehrten jeglicher Grundlage.
17. M ä zkz 1919.

Als Antwort auf die am 14. März von Wilson und Llovd
George angebotene militärische Bürgschaft der Ver. Staaten
und Groß-br-itanniens stellt eine französische Denkschrift
folgende Mindeslforderungen für die sicher-·
heit Frankreichs: l. Zolährige Besetzung, 2. Ent-

mislitarisierung der deutschen Rheinlande westlich einer
50 km östlich des Rheines gezogenen Linie, Z. ständige
amerikansisch-englisch-französischseAufsichtskommission in
diese-m Gebiet, 4. jeder deutsche IEinmarsch in dieses Gebiet
gilt als Ang-riffshandtung, S. Frankreich darf die Rhein-time
und fünf· Brückenköpfe besetzen, wenn Deutschland nach
Ansicht der Aufsichtskommission gegen irgendeine Ent-

waffnungsbestimmung verstößt, 6. Grenze von 1814 und Be-«

setz-ung des außerhalb derselben liegenden Teils des Saars
kohlenbecskens zu Reparationszwecken ohne Gebiets-

erwerbung.
17» M zi- z 1919

Wilson verwirft den französischen Vorschlag einer
dauern-den Beaufsichtigung der deutschen Rüsstungs-
industrie und aller lndustri-ezweige, die möglicherweise zur

Erzeugung von Kriegsgerät dienen könnten, als ein Mittel,
»die Souveränität Deutschlands dauernd zu besch-r-änken«.

Dem könne er nicht zustimmen, da es die Fortsetzung der
militärischen Kontrolle Deutschlands auf unbestimmte Zeit
hinaus und das fortgesetzte Hineinredsen, Einmsischen und

Ausspionieren von Geschäsftsgeheimnissen bedeute. ,,So;llten
die alliierten Armeen dauernd unter Waffen gehalten werden«
um die Erfüllung der Friedensbedsingungen zu überwachen,
so würde nicht der Frieden, sondern eine militärische Her-r-

schaff der Alliiiersten errichtet werden« Wilson erreicht,
daß die Wirksamkeit der interalliierten Kontrollkommissionen
auf die Zeit beschränkt wird, in der die deutsche Entwaffnung
durchgeführt werden soll, und daß in allen Bestimmungen.s
die sich gegen die Uberschreitung gewisser Ziffern richten,
das Wort ,,niemals« durch »nicht« ersetzt wird. .
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selbst arm macht, wenn er zu falschem Konsum beiträsgt,wenn

er aus falschem Eigennutz gesund-e Entwicklungen anderer

Stände bekämpft. DieReichszentrale für Heimat-
dienst leistet in dieser Beziehung ein Werk,
das ich überaus hoch-schätze. Aber das ist noch viel

zu wenig. Das deutsche Volk ist nicht genügend erzogen zur

Produktionsgesinnung,zur dienstbaren Hingabe an den natio-
nalen Güterdienst,zur Selbstdisziplin in Art und Ausmaß der

Bedürfnisbefrsiesdigung,die man eben auf die Dauer nicht sich
selbstüberlassendarf.

Wie sehr im Auslande diese Fragen beachtet werden,
und wie sehr darunter der Tagesstreit über Kleinigkeiten und
die persönliche Reizung zurücktritt, lassen Sie mich an- zwei
Beispielen sagenyMussolini hat in großem,pathetischem Auf-
zug jüngst die methodische Forschungspflege dem italienischen
Volke dargestellt. Jch möchte einige Sätze seiner Proklamation
folgen lassen, die er am Z. Februar dieses Jahres auf sdem

Kapitol erließ.
»Die faschistischeRegierung bestätigt ihren Willen, das

Problem der Wissenschaft und wissenschaftlichenForschung
in die vorderste Reihe der nationalen Problem-e zu stellen.«

An einer späteren Stelle-

,,Wir Jtalsiener sehen als Zukunft eine stets intensiver
werdende wissenschaftliche Forschung zugunsten der Jndui
strie, der Landwirtschaft, der Verteidigung »der Wirtschaft
des Landes«

"

zusammenzuführen.

Das andere Beispiel: Der amerikanische Präsident Hoover
. hat in der Zeit seines Wirtschafts-ministeriums in der Aus-

breitung der Einsicht in Wirtschaftszussammenhängeunter Her-
beifüshrung planmäßiger Wirtschaftskooperationen zwischen
Unternehmern, Kapital, Arbeitern und Konsumenten in den
verschiedensten Erwerbsstätten seine Hauptaufgabe erblickt.- Er

hat dazu fast kein Gesetz gebraucht Aber immer erneut ent-

strömte seiner schöpferischenPersönlichkeit der Antrieb, die

Menschen wirklich aufzuklärenund zur Wirtschaftskooperation
Welche Erfolge dieses Tun hatte, läßt

sich in Zahlen schwer ausdrücken. Aber amerikanische Wirt-

schaftsspezialisten schätzen das Gesamtausmaß der jährlichen
Wirtschaftsverbesserungen der Vereinigten Staaten, die auf
solche Weise etwa in den letzten sieben Jahren erzielt wurde,
soweit sie sich ziffernmäßig ausdrücken läßt, auf Dollars
milliarden.

.

Drei Zahlen illustrieren den Zustand bei uns. Für die

Folgen des Krieges zahlt jede deutsche Familie im Jahr durch-
schnittlich 400 bis 500 Mark an äußeren und inneren Tasten.
Für den Genuß des Augenblicks, den Konsum an Trink-

alkohol und Rauchtabak, zahlt jede deutsche Familie durch-
schnittlich im Jahr über 500 Mark. Und für die Wirtschafts-
zukunft, soweit sie auf der Forschung beruht und durch Reich
und Länder gepflegt wird, zahlt jede deutsche Familie im

Jahr etwa 14 Mark. Wir werden uns mehr um unsere Zu-
kunft kümmern müssenl (

Die Haushaltspiäue -

der deutschenStädte im

Die Finanzwirtschaft der deutschen Gemeinden wird seit 1925

alljährlich von zwei nach Methode und Zweck völlig verschiedenen
Erhebungen statistisch durchleuchtet. Einmal läßt der Städtetag
durch den verband der Deutschen städtestatistiker die H aus-
lialtsans ätze der Städte mit mehr als 50 000 Einwohnern in

großen Zügen erfragen, zum andern erfaßt das Statistische Reichs-
amt nach einem überaus fein — zum Teil allzu fein — gegliederten
Schema die rechnungsmäßigen Jstausgaben des

2sei-THI-der Länder und Gemeinden (sog. Reichsfinanzstatistik). Die

eingehende Fragestellung und der Umfang des zu verarbeitenden

Materials bringen«es mit sich, daß die Ergebnisse der Reichsfinanzs
statistik erst eine so lange Zeitspanne nach dem Rechnungsabschluß
bekanntgegeben werden können, daß ihnen bei der immer noch
stark fluktuierenden Gesetzgebung zum Teil nur historischer Wert

zukommt1). Demgegenüber hat die oben genannte Haushaltssoll-
statistik, die Dr. Seutemaanannover bearbeitet, den Vorzug größt-
möglichsterAktualität, weil sie nur das zur Aufklärung der Finanz-
praktiker unumgänglich Notwendige erfragt und ihre Ergebnisse
daher schon am Ende des Rechnungsjahres vorliegen; sie hat auch
den weiteren Vorteil, daß sie die Voranschlagszahlen städteweise
mitteilt. Besonders durch diese erfreulich weitgehende Publizität
heben sich ihre Ergebnisse trotz der offenkundigen Mängel, die einer

Statistik des finanzpolitischen Wollens gegenüber einer Statistik des

finanzpolitischen Seins naturgemäß anhängen, von denen der

Reichsfinanzstatistik ab.

Wir sind daher schon jetzt in der Lage, die Zusammensetzung
der städtischenHaushaltspläne für 1928 näher zu untersuchen2).Un-

sere Betrachtungen beziehen sich allerdings — wie es bei einer Vor-

cmschlagsstatistik auch nicht anders möglich ist —- nur auf den-

ordentlichen Haushalt, da verschiedene Städte Voranschlägefür den

außerordentlichenHaushalt nicht kennen, sondern-«für die außer-
’

ordentlichen Ausgaben von Fall zu Fall die Bewilligung der Stadt-

verordnetenversammlung einholen.
Il.

Die ordentlichen Ausgaben der 76 deutschenStädte
über 50 ooo Einwohner wurden für 1927 auf 2882,6 Mill. RM.,
1928 auf 3219,7 Mill. RM. veranschlagt. Sie stiegen somit zwar
Um 337,i Mill. RM., von denen jedoch nicht weniger als 188,6 Mil-
lionen RM. durch die Erhöhungen der Personalbesoldung auf-
gezehrt wurden. Die persönlichen Ausgaben —- ohne Arbeiter-

1) So sind beispielweise bis heute erst die Er ebnisse für das Rechnungsjahr-
1926 in großen Zügen bekannt, die für eine eurteilung der gegenwärtigen
Auegabengestaltung allein schon nach der Errichtung der Reiche-anstatt für
Arbeiterermittlung und nach der Besvldungeresvrm nicht mehr ausreichen.

s) Vgl. die ,S-inanzübersicht« im Statistischen Jahrbueb Deu er Städte
xxIv. sah-genasi. Lieferung S.182n.

tsch

Kerhuuugsiahr 1928.
löhne —- nahmen somit 1928 mit 32,5 v.H. nahezu ein Drittel der

Gesamtausgaben in Anspruch, während sie 1927 noch nicht Zo v.H.
erreichten. Jhr Anteil war allerdings in den verschiedenen Städte-
gruppen verschieden hoch. So machten sie 1928 in Berlin 34,9 v. H»
in den übrigen Städten mit mehr als 200 000 Einwohnern
(Gruppe A) Zo.Z v.H., in den Städten mit mehr als 100 000 bis
200 000 Einwohnern (Gruppe B) Z4,1 v. H» in den Städten zwischen
50 000 und 100 000 Einwohnern Z4,6 v.H. der Gesamtausgaben
ans. Da auch die Ausgaben für Verzinsung und Tilgung von An-

leihen von 142,2 auf 183,2 Mill. RM. oder um 41 Mill. RM. ge-
stiegen sind, stehen für die sonstigen sachlichen Mehraufwendungen
gerade 107,5 Mill. RM. zur Verfügung, d. h. noch nicht 4 v. H. der

Ausgaben des Jahres 1927. Auch von diesem Betrag dürfte noch
ein Teil durch Erhöhungen der Arbeiterlöhne absorbiert sein.
übrigens steigen die anteiligen Ausgaben für Tilgung und Ver-

zinsung, je kleiner die Städte der einzelnen Gruppen sind.« So
wendet Berlin Z,0 v.H., die Städtegruppe A 6,2 v.H., die Städte-

gruppe B 7,2 v. H. und die Städtegruppe C durchschnittlich 8,0 v.H.
der Ausgaben für Verzinsung und Tilgung auf.

Mit der Erhöhung der Ausgaben hielten die eigenen Ein-

nahmen der einzelnen Verwaltungen nicht gleichen
Schritt. Konnten 1927 1153,Z Mill. RM. oder 4o,o v.H. der Aus-

gaben durch eigene Einnahmen der Verwaltungszweige gedeckt
werden, so im Jahre 1928 zwar 1242,3 Mill. RM., das sind jedoch
nur 38,6 v.H. Der Rückgang der eigenen Einnahmen ist in allen —

vier genannten Städtegruppen zu verzeichnen. Der Zus chußs
bedarf wuchs hierdurch von 1758,1 Mill. RM. auf 1987,2 Mi-
lionen RM. oder um 14 v.H. Jm Jahre 1928 sollten somit nicht
weniger als 61,4 v. H. der Ausgaben gegen 60,0 v. H. im Jahre 1922
durch allgemeine Mittel (Steuereinnahmen, Betriebsüberschüsse,
Kapitaleinkünfte usw.) Deckung finden.
·

Unter den allgemeinen Deckungsmitteln standen
in beiden Jahren die Einnahmen aus Steuern an erster Stelle.

Sie sollten 1927 mit 1372,o Mill. RM. 78 v.H., 1928 mit 157M

Mill. RM. 79,Z v.H. des Zuschußbedarfs aufbringen. Reben ihnen
spielen nur noch die Betriebsüberschüsse eine größere
Rolle. Für sie wurde ein Mehrbetrag von 45,4 Mill. RM. ein-

gesetzt—- eine Summe übrigens, die die Vermehrung der Ausgaben
für Verzinsung und Tilgung noch um 4,4 Mill. RM. übersteigt ——,
so daß sie mit 554,0 Mill. RM. etwas mehr als ein Sechstel des

Bedarfs deckten. Jhre anteilige Bedeutung ist gegenüber 1927 so
gut wie unverändert geblieben. Jn Berlin, den Städten der

Gruppe B und der Gruppe O ist ihre Bedeutung gestiegen,. nur in

Gruppe A ist sie gesunken. —

Man hätte annehmen können, daß die Übernahme der Kosten
der unterstützendenErwerbslosenfürsorgeauf das Reich eine grund-
sätzliche Umwälzung des inneren Gleichgewichts des Gemeinde-
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haushalts mit sich bringen würde. Leider ist dies nicht der Fall.
Noch immer steht der Zuschußbedarf des Wohlfahrtswesens
mit nahezu 50 v.H. an der Spitze. Allerdings wird dieser Satz
stark durch die Berliner Zahlen beeinflußt. So beträgt der Anteil
des Wohlfahrtswesens in Berlin 54,2 v.H., dagegen im Durch-
schnitt der Gruppe A 29,2 v.H., der Gruppe B 27,5 v.H., -der

Gruppe C 25,0 v.H. Er nimmt in der Gruppe O somit nur ein
Viertel des Gesamtbedarfs in Anspruch. Es ist jedoch anzunehmen,
daß der Zuschußbedarf des Wohlfahrtswesens nach den Rechnungs-
ergebnissen für 1928 noch größer sein wird als nach den Voran-

schlägen, da die Arbeitslosigkeit, die Aussperrungen in großen Jn-
dustrien und die lange Kälteperiode gewaltige Mehraufwendungen
erforderten. Auch die niedrigen Unterstützungssätze der Reichs-
anstalt für Arbeitsvermittlung machten zusätzlicheUnterstützungen
der Gemeinden notwendig. So wuchsen die Fürsorgekostenje Ein-

wohner im Durchschnitt der Städte über 50 000 Einwohner von

5,90-RM. im Vierteljahr April-Juni auf 6,18 RM. im folgenden
Vierteljahr. Sie erreichten im Vierteljahr Oktober-Dezember 1928
einen Betrag von 7,28 RM., erhöhten sich somit gegenüber dem

ersten Vierteljahr um mehr als 20 v.H. Für die »ausgesteuerten«
Erwerbslosen (sog. Wohlfahrtserwerbslosen) und für Zusatzunters
stützungen für die Empfänger von Erwerbslosen- und Krisenunter-
stiitzung wurden von 70 Städten in den beiden letztgenannten
Vierteljahren je 25 Mill. RM. ausgegeben, d. h. jedesmal rd.
25 v.H. der Gesamtausgaben dieser Städte für Fürsorgezwecke. Die

Aussperrungen in der westdeutschen Industrie wirkten sich dahin
aus, daß im Vierteljahr Oktobeerezember beispielsweise in Essen
216,49, in Mülheim 10961, in Hamborn 8709, in Gelsenkirchen
12 413 ausgesperrte Metallarbeiter unterstützt werden mußten. Die

Kosten für diese-Maßnahmen betrugen in dem genannten Viertel-

jahr in Essen 1,7 Mill. RM., in Mülheim 729100 RM., in Ham-
born 650 000 RM., in Gelsenkirchen nahezu 900 000 RM.D). Tat-
sächlich dürfte daher der Anteil des Zuschußbedarfs der Wohl-
fahrtspflege gegenüber 1927 eher zu- als abgenommen haben. An
zweiter Stelle steht, wie I927, der Bedarf des Schul- und

Bildungswesens mit mehr als einem Viertel des Gesamt-
bcdarfs (26,1 v.H.). An dritter Stelle steht das Bau- und

Straßenwesen (mit 15,9 v.H.), das 1928 einen höheren Teil
des Bedarfs beanspruchte als die allgemeine Verwaltung
(mit 15,7 v.H.), zu der neben den Kosten der Generalverwaltung
die Ausgaben für die Märkte und die Polizei gerechnet wurden.
Die Erhöhung des Zuschußbedarfs für Schule und Bildung sowie
für die allgemeine Verwaltung ist aus den hohen Anteil der per-
sönlichen Ausgaben auf diesen beiden Verwaltungsgebieten zurück-
zuführen. Die Besoldungsreform mußte sich daher gerade hier be-

sonders auffällig auswirken. Für Bau- und Straßenwesen waren

vorwiegend sachliche Mehrausgaben vorgesehen.
Die Haushaltspltine der größeren deutschen Städte trugen so

im Rechnungsjahr 1928 unstreitig das Merkmal größter Spar-
samkeit. Die Steigerung des Zuschußbedarfs gegenüber 1927, die-

auf den Einwohner berechnet noch nicht 9 v.H. beträgt, hielt sich
in Anbetracht der unvermeidbaren Erhöhung der persönlichen Aus-
gaben in überaus maßvollen Grenzen. Es ist nur dem Umstand,
daß die meisten Gemeinden die Wohlfahrtsausgaben in annähernd
derselben Höhe ansetzten wie 1927, zu verdanken, daß Nachtrags-
haushalte und Nachtragsumlagen fast überall vermieden werden

konnten, denn die tatsächlichen Einnahmen an Steuern, die etwaige
größere Fehlbeträge hätten decken müssen, überschritten die Ansätze
in kaum einer Stadt um mehr als 5 v. H.

Dr. K. Marder, Berlin.

anlls X Zum loo. Geburtstag
Am Dr. par-« Ist sein-tut

Er hat das biblische Alter von 81 Jahren erreicht: Am
5-. Oktober 1829 in Wiesbaden geboren, ist er am 7. Dezember 1910
in Berlin gestorben. Sein Ruhm lebte und wuchs mit ihm. Knaus

gilt heute, hundert Jahre nach seiner Geburt, immer noch als einer
der wesentlichsten Vertreter der wilhelminischen Ara, ihrer Kunst-
und Weltanschauung, ihrer Vorliebe für das Titerarische und ihrer
soliden realistisch durchgearbeiteten Malerei. Er teilt diese Schätzung
etwa mit Menszel, Diefreg.ger, Vautier und
den- -Achen«"bachss.Aber es ist nur ein Teil

seines Wesens darin eingeifangen und nicht
einmal der beste.

Denn er wsar zwsar von Anfang an ein
Genremaler und that seine stärksten Erfolge

-

auf diesem im 18. Jahrhundert außer-i .

ordentlich geschätzte-nGebiete erzielt, aber er

war auch weit mehr. Wir haben uns vielfach
daran gewöhnt, in jder Betonung interes-
santer und «sensati-oneller Inhalte etwas

Verwerfliches zu sehen; wenigstens in der
Malerei. Das Sittenbisld hat seine über-
ragende Rolle ausgespielt, seit die Lehre von

Pakt pour Pakt aus dem Paris der Jmpres-
sionistew ihren Weg auch nach Deutschland
gefunden hat, und es für sschickergalt, ein

Spargelbündsel zu malen als eine Madonna.

Daß ein prachtvoll gemalter Spargsel eine-m

stiümperhaften Altarblatt mit der Mutter
Gottes künstlerisch- vorzuziehen sei, daran

besteht ja nun wohl kein Zweifel. Aber
damit ist noch nicht »die Frage entschieden,
ob es richtiger sei, einen nichtssagendien
Allerwseltsswischi zu malen als einen be-
deutenden- Gegenstanids, und-« was in jedem
Falle schwieriger sei unsdi mehr Aussicht auf
Gelingen biete. Letzten Ein-des wird diese
ganze müßige Streiterei um Wert und
Unwert des Gegenstandes von »der

Persönbichkeit entschieden, deren Vor-

langen kann oder sich den höchsten Ideen der enschheit gewachsen
zeigt. Hauptsache ist, daß jedesmal gekonnt wird, was gewollt ist,
daß die Darstellung überzeugtund ein Kunstwerk von schöpferischem
Wert entsteht.
·Aber so dachte man im 19. Jahrhundert nicht. Jn der Zeit,

da Knaus austrat, in den fünfziger Jahren, waren die Grundlagen
der europäischen Kultur bereits so erschüttert, daß Publikum wie
Kritik nur mehr nach dem Jnhaltlichen in der Kunst fragten und
die Werte von Bildern nach dem Grad ihrer Naturtreue beurteilten,
d. h. nach der Annäherung an das fatale Ideal der Farbenphotoi
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stellungskraft »und Darstellungsinittel nur einem Still-eben

graphie (die es damals technisch noch nicht gab, deren Wesen aber
als Erfüllungssinn der Kunst allen Urteilsfähigen vorschwebte und
in den Spitzen der Malerei auch seinen Ausdruck fand). Vielleicht
scheint das übertrieben, aber man braucht nur in die Bücher der
anerkannten Größen wie Rosenberg und Pecht hineinzuschauen oder

zeitgenössischeUrteile etwa von dem unsehlbaren Meister der Kritik,
wie sie dazumal blühte, von Ludwig pietsch, in die Hand-«zu

nehmens, uint die Richtigkeit dieser erstaun-
lichen Behauptung bestätigt zu finden. Sie

beschrieben sdie Bilder »und beurteilten ihren
Wert ganz schlicht unsd ausnahmslos nach
ihrem Sachinhalt und ihr-er Ähnlichkeit mit
der sogenannten Wirklichkeit

Jnfolge dieser äußerst unkünstlerischen
Einstsellung der Kulturwelt war es- für einen

Künstler schwer, sich anders als aus reali-

stische, d. h. n-aturangleichen.de, und ane-k-

dotische Weise dsurchzusetzen. Das Schicksal
der großen Widerstreben-dem der Jdealisten
Feuerbach, Maråes und Böcklin, beweist
diese Regel; und im positiven Sinne der

ungeheure Erfolg der Genrebilder von Knaus
und Defreggeu Wer weiß, wohin diese
großen Talente gelangt wären, swenn nicht
schon ihr erstes Auftreten einen ungeahnten
Beifall der Zeit-genossen ausgelöst und sie
mit ssanster Überredungskraft genötigt»hätte,
auf dem einmal eingeschlagenen Wege immer

weiterzugehen. Sie kamen gar nicht zu der

überlegung ob dieser Weg auch der richtige
wäre, oib sie nicht aus anderen Ge-

bieten etwas Wertvolleres hätten leisten
können: sie waren einmal als Sittenmaler
des Bauern- oder Kinderlebens abgestempelt
und hatten nicht mehr die Wahl, etwas an-

deres zu malen. Ihr Publikum hätte ein

Abweichen von der Regel mit Befremden
abgelehnt. Das Gesetz der Beharrung hat

auch in der Kunst seine Gültigkeit: weh dem, der seine Auftrag-
geber enttäusch-t! Das tragische Schicksal Rembrandts wird für
alle Zeiten das abschreckende Beispiel dafür bleiben.

Als Sohn eines kleinen schwäbischenOptikers brachte Knaus

seineJugend in Wiesbaden zu, das er sein ganzes Leben lang ge-
liebt hat. »Die übliche Akademieschulung fand er in jungen Jahren
«(undmerkwürdigerweise gerade in derselben Zeitspanne wie sein
aus dem benachbarten Speyer stammender gleichaltriger Antipode
Feuerbach) in Düsseldorf: 1845-—1848 war er dort Schüler von

I) Vgl. Statistische fBierteljaresberichte des peutschen Städtetages, Beiträge:
»Petsonmkceis der öffentlichen ürsorge und Futsorgekosten.«

"— "
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Karl Sohn. Aber

seine Ideale waren

die holländischenSit-

tenschilderer Ostade
und Brouwer, und

der Geist der Düf-
seldorfer Akademie
war seinem Jn-
stinkt auf Wieder-

gabe des Volkslebens

»so sehr entgegen-
gesetzt, daß Knaus

schließlich im Revo-

lutionsjashr 1848 sich
selsbstänidig-ma chte,das

Reich«des ihm feind-
lichen Direktors

Schadow verließ unsd

gemeinsammitseinem
Freunde Schreyer

nach dem schwälmer Dorfe Willingshausen ü«bersi-e-delte,das durchs ihn
und seinen Vorgänger Dielmann hohe Berühmtheit erlangt hat.
Das unentrinnbarse Schicksal selber hat Knaus hierher gezogen oder

eher Noch"«seinInstinkt; denn er fand dort alle Voraussetzungen seiner
Kunst, malersisch alte-Kostüme, .

.

« ;

unve«rfälsch«tesBauerntum und
ein wenig- Hügellianidsschiaftund

hessischeDorfarchitektur. Seine

auSgezeichnete Begabung für
Realistik konnte sich hier in

Maus Dame-etwaige 1862

SenUgtum Das erste und aus-

schlasgebende Resultat war

der »Hesssische Bauerntanz
unter der Lin-de«, den» Ludwig
Pietsch bei seiner Ausstellung
IIF Berlin- 1850 der be-

ryhmten »Tafelrsun«deFried-
Uchi sdeSI Großen« von

Mknzlel eben-hurtig an die
Seite stellve;

Das war der kriitische Mo-
ment. Knaus hatte mit seinem
Bauernrsealisnms gesiegt; er

konnte nur noch sein Gebiet - Knauo FrauG.Maeo,geb.Schellenberg

Der Friede von St. Germaim
Um 2. September 1919 erhielt die österreichischeRegierung

den endgültigen Wortlaut der FriedensbedingungemJn der«Note
vom s. September gab die österreichischeRegierung die Erklärung
Ab- daß sie zwar zur Unterzeichnung bereit set, erhobaber feierlichen
Protest durch übergabe einer Resolution, die die osterreichische
Nationalversammlung gegen die Vergewaltigung beschlossen hatte.
Diese Deklaration behält historische Bedeutung nicht nur für Oster-
keich selbst, sondern für alle jene, die in der Wiedervereinigung
Osterreichs mit Deutschland die Zukunftsaufgabe des deutschen
Volkes erblicken. Sie lautete:

-

»Die Nationalversammlung erhebt vor aller Welt feierlich
ilkren Protest dagegen, daß der Friedensvertrag von »St.Germain

unter dem Vorwande, die Unabhängigkeit»Deutschosterreichszu

schützen,dem deutschösterreichischenVolke sein Selbstbestimmungssrecht nimmt, ihm die Erfüllung seines Herzenswun ches,»se1ne
Wirtschaftliche kulturelle und politische Lebensnotwendigkett,die

Vereinigung mit dem deutschen Mutterlande, verweigert. Die

Nationalversammlung spricht die Hoffnung aus, daß,sobald der

Friede den Geist nationaler Gehässigkeitund Feindseligkeit,den

der Krieg hervorgerufen hat, überwunden haben wird, der Völker-
bund auch dem deutschen Volke das Recht auf Einheit »undFrei-
heit der Nation, das er allen anderen Völkern gewahrt, nicht
dauernd verweigern werdeX

Die Wirkun en des Friedens-vertrages waren in territorialer
und wirtschaftlicherHinsichtgleich vernichtend. Es ist damals m

Deutschland nicht hinre chend erkannt worden, daß Deutschösters
reich in, bezug auf Gebietsabtretungen unendlich schwerere Bes-

dingungen erhalten hatte als Deutschland in Versai—lles.Deutsch-
österreichverlor zwei Fünftel des Gebietes, auf das es nach dem

Prinzip der Selbstbestimmung Anspruch hatte. Am schmerzlichsten
war der Verlust Deutschböhmens und des Sudetenlands, jener ur-

deutschen Gebiete, die sich im November Igls kraft freien Entschlusses

differenzieren, durch Kinder-
szenen (etwa in der Art der

»Ksartenspsielenden Schuster-
-

jungen« oder »Wie »die Alten

-sun-g«en-«),durch Rokokoszenen
und Gegenwartsbilder aus denn

volkstümlichen Großst-adtl«eben,
um zu dem Rang des größten

Sittenschildierers seiner Zeit
aufzusteigen

Wir werd-en heute seine
Frühsbibderam höchten werten,
weil sie am schönste-ngemalt
sind. Es war dsas Schicksaldieser
deutschen Meister von Achen-
bsachibis zu Böcklin, daß sie ihr
malerisches Handwerk mit der

Zeit einbüßten, weil es un-

wichtig, weil es nicht verlangt
wurde. Niemals hat Knaus die

»

-

malerische Schönheit seiner
Maus KOEZMMMC Bauernbilder aus Willingsi
hausen, seiner »Katzenmutter«, ,,zigeuner«, »Spaziergänge im

Tuileriengarten«, der »Goldenen Hoch-zeit«,aus den fünfziger Jahren
wieder erreicht. Diese und ähnliche
Werke bilden noch heute den Maß-
stab, nach dem man ihn beurteilen

soll, und vor allem dann die Bild-

nisse der Frühzeit. Noch das rie-

sige Familienbild der Familie
Stroußberg aus dem Schicksals-
jahre 1870, das auf der großen
Aussiellung »100 Jahre Berliner

Malerei« im Sommer 1929 als

Hauptstück zu sehen war, wirkt

erstaunlich durch seine psychologie
und großartige pracht der Reprä-
sentationz Bildnisse aus früheren
Jahrzehnten, wie das

·

von

Waagen, von Wille, Steinfurth,
Suermondt, Raveng und das

seiner Eltern, gehören ihren male-

rischen und psychologischen Werten

nach zu den kostbarsten Dokus
menten ihrer Zeit.

«

.

Knauo Der Jäger

geschichtes-—-
«

an Deutschösterreichangeschlossenhatten. Diese Gebiete wurden nun

im Friedensvertrage unter tschechische Fremdherrschaft gestellt. Die

Größe des Verlustes für Deutschösterreichmag am besten durch
einen Vergleich gekennzeichnet werden: Die sudetendeutschen Gebiete

sind nahezu so groß wie Belgien, ihre durchwegs deutsche Bevölke-
rung kommt mit M Millionen etwa der der Schweiz gleich. Bedenkt

man, daß es sich nicht etwa um eingedeutschte Gebiete, sondern
um ein durchaus geschlossenes,an Deutschland angrenzendes Sprach-
gebiet handelt, das seit jeher deutsch war, und dessen Bevölkerung

gehin zähem nationalen Kampfe gegen die Slawen erhalten hatte,
ann wird der Schmerz Deutschösterreichs und die Erbitterung

Sudetendeutschlands begreiflich. »Für Deutschösterreich bedeutete
dieser Verlust außerdem den Verlust iseines reichstenIndustrie-

ebietes. Deutschböhmen lieferte dem alten österreichschsungarischen
irtschaftsgebiete Kohlen aus seinem reichen nordwestiböhmischen

Braunkohlengebiet, es hat eine blühende, reiche Textilwirtschast,
Glastndustrie usw. Es war stets jenes Gebiet, das den Alpen-
liindern an Steuerleistung voranstand. Die tausendfältigen Ver-
bindungen, die dies Industriegebiet mit Wien und den Alpen-

·

ländern verband, sollte nun durch den Friedensvertrag zerrissen
und Österreichs Schicksal als wirtschaftliches Rumpfgebilde be-
siegelt .werden. Die Trauer um das nationale Schicksal der
ZZH Millionen Sudetendeutschen, die als hoffnungslose Minderheit
der Tschechoslowakeigewaltsam einverleibt wurden, die Erbitterung
über die Lügen, die die tschechischenUnterhändler in St. Germain
m dem berüchtigten Memoire Z vorgebracht hatten, um ihrem
Staate diesen Gebietszuwachs zu gewinnen, indem sie,erklärten,daß
die sudetendeutschen Gebiete kraft eigenen Willens sich mit den
anderen Nationen zur tschechoslowakischen Republik usammenges
schlossenhätten, führte dann

fu
den gewaltigen Demonsztrationenin

. Deutschböhmen und in Deut chösterreich. Ebenso schmerzlich wie
der Verlust Deutschböhmenswar die im Friedensvertrag erzwungene
Abtretung Südtirols. Das Gebiet, das Walther von der Vogelweide
hervorgebracht,- in dem Andreas Hafer gelebt und gewirkt hatte,
das seit Jahrhunderten von Deutschen mit stolzem Freiheitssinn
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und Selbstbewußtsein bewohnt war und durch seinen Weinbau im

Fremdenverkehr ein wesentliches Aktivum in der deutschöster-
reichischen Wirtschaft darstellen sollte, kam zu Italien. Die deutsch-
öfterreichischeRegierung hatte sich seit den Novembertagen 1918
keinem Irrtum darüber hingegeben, daß in Südtirol wesentliche

—

Gebietsteile an Italien fallen würden. Sie hatte auch stets erklärt,
daß sie bereit sei, den Italienern eine strategische Grenze zu geben,
um ihre Befürchtungen von Einfällen im Norden zu zerstreuen.
Sie hatte von vornherein stets erklärt, daß die von Italienern
bewohnten Gebiete Südtirols oder auch die überwiegend italienischen
Teile des IrredentasGebietes abgetreten werden sollten. Sie hatte
aber das Recht zu hoffen, daß die Ententemächte die urdeutschen

«

Gebiete Südtirols bei Deutschösterreichbelassen würden, wie ihr
eigener Wille und historische, wirtschaftliche, nationale Gesichts-

åründe
es forderten. Der Friedensvertrag hat die Grenze am

renner festgesetzt und der Teidensweg den seither Deutsch-Südtirol
im faschistischen Italien zurücklegen mußte, die fortschreitende
Entdeutschung des Gebietes werden in Österreich und in Deutsch-
land als eine der schmerzlichsten Folgen des Friedensvertrages
von St. Germain betrauert.

In der Untersteiermark und Kärnten hatte die Begehrlichkeit
der Südslawen Gebiete von Deutschösterreichentrissen, die seit der

Karolingerzeit deutsch waren. In Marburg, Pettau und Radkers-

burg war der südslawischeGeneral Msajster einmarschiert und hatte
diese Gebiete mit Waffengewalt besetzt. Auch in Kärnten war

ju oslawische Soldateska eingedrungen und hatte sogar Klagenfurt
besetzt.Der heldenmütige Kampf der Kärntner um ihre Heimat,
an dem bezeichnenderweise gegen Iugoslawien auch die in Kärnten

lebendenSlowenen teilnahmen, hatte zwar Klagenfurt für Deut-sch-
österreich retten können, dagegen blieb die Untersteiermark endgültig
verloren. Der Friedensvertrag zog auch diese Grenze nicht so, wie

es
, Wilson seinerzeit angekündigt hatte, »daß

schriebenen nationalen Ansprüchen die höchste Befriedigung zuteil
werden sollte«, sondern er ignorierte den Anspruch der Südsteier-
mark bei Deutschösterreichzu bleiben und zog die Staatsgrenze
durchaus so, wie es das Königreich der Serben, Kroaten und Slo-

wenen verlangt hatte, indem auch das zersprengteste slowenischeDorf
zu Iugoslawien kam, auch wenn ganze deutsche Bezirke mit großen
deutschen Städten damit unter die Fremdherrschaft fallen sollten.

- Diese tiefschmerzlichen Gebietsverluste, die Deutschösterreich
auferlegt wurden, konnten auch nicht dadurch gemildert werden,
da vDeutschsWestungarm das Burgenland durch den Friedensvertrag
O

«

reich zugeteilt wurde; in der zweifellosen Absicht, als
« dauernder Zankapfel zwischen Osterreich und Ungarn zu wirken.

Das Schicksal Oterreichs war durch diese Gebietsverluste besie elt.

Es wurde ein w tschaftlich lebensunfähiger Zwangsstaat gescha fen,
den nur eines aus seiner Isolierung retten konnte: der Anschluß
ans Reich, und auch da hatte der Friedensvertrag den letzten Aus-

weg verbaut.. In der Fassung vom 2. September war plötzlich
ein Artikel 88 eingeschoben worden, der erklärte: »Die Unabhängig-
keit Osterreichs ist unabänderlich, es sei denn, daß der Rat des

Völkerbundes einer Abänderung zustimmt.« Dieser Artikel hatte,
dem klaren Anschlußwillen Osterreichs zum Trotz, die Wieder-

vereinigung an« eine Bedingung geknüpft, deren Erfüllung noch
aussteht. Gerade das hat die Osterreicher am meisten erbittert:

nicht nur-, daß der von ihnen selbst angenommene Name »Deutsch-
österreich«-von den Vertragsmächten nicht anerkannt und der Name

Osterreich auferlegt wurde, sondern, daß auch der ersehnte Anschluß
hintertrieben werden sollte. Den flammendensprotesten dagegen, die

die österreichischeRegierung und Nationalversammlung erließen-
schlossensich die stürmischenprotestkundgebungen in allen osteri
reichtschen Gebieten an. Heute, zehn Jahre nach St. Germain,

weiß die Welt, daß Österreich selbst nach wie vor lebensunfähig
ist und daß es nach wie vor den Anschluß an das Reich ersehnt.
Es wird Ausgabe des Völkerbundes sein, den zwingenden wirt-·

schaftlichenTatsachen und dem unverrückbaren Willen der Deutschen
Osterreichs Rechnung zu tragen, ihre Wiedervereinigung mit dem

Mutterlande zu gestatten und damit zugleich die Befriedung
Europas zu fördern. Dr. Richard Mischler.

Neue Beunruhigung für Nordschleowig.
« Die Deutsch--Nor·discheWoche in Kiel hat für die nordischen
Gäste und die deutsch-en Gastgeber ein übereinstimmend günstiges
Ergebnis gezeitigt und bewiesen, daß die Kulturverbundenheit
zwischen Deutschland und den nordischen Ländern ein-e lebendige
Tatsache ist, nicht nur eine billige Redensart, geschweige ein bloßes
Propagandawort, das politische Ziele verdeckt.

Daß die Kundgebungs »der Deutsch-N·ordischenWoche lin der

Hauptstadt sSchleswigiHolsteins stattfand«und eine so befriedigende
Wirkung ausüsbte, scheint auch auf die politisch-en Gegensätze in

Nordschlsesiwig wohltuend gewirkt zu haben. Die Aussichten, die
ferner das zweite Kabinett Stauning jetzt den nordschleswigschen
Schulwünschseneröffnet, dürften, kwenn auch keine volle Befriedigung,
so doch manche bmnerkenswerte Teilerfüllung bringen. Gegen-über
diesen vers-ähnlichen-«Anzeichen bedeutet das neue. Bodengesetz zur

Förderung der Siedlunsg in Nordschleswsig vom 24. Mai 1929, das
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-bis- 15 000 Köpfen, skann man wohl rechnen.

allen genau um-
,

der dänische Reichstag im Mai dieses Jahres beschlossen
und wofür er 10 Millionen Kronen bewilligt hat« eine
neue schwere Belastung der deutsch-dänischenBeziehungen. Es

handelt sich bei diesem Gesetz und den dafür bewilligten Mitteln
nicht etwa nur darum, größeren Besitz in kleineren aufzuteilen -

oder unbebautes Land unter Kultur zu bringen, sondern es geht .

darum, den ausgestücktenkleinen Besitz und das etwaige Neuland -

dän«isch«enkSieidlern aufzulassen und damit die Kopfzahl der dänischen
«

Bewohner Nord-schlesswigsgegenüberder deutschen Minderheit künst-
lich zu erhöhen. Das ist ziemlich unverblümt ebei der Ankündigung
des Gesetzes in Dänemarkausgesprochenworden. Es ist dasselbe Ver-

fahren, nach dem man in Nordschleswig bald nach der Abtretung
durch reichsdänische Beamte und Gewerbetreibende eine größere
dänische Mehrheit schaffen wollte, als sie die Abstimmung ergeben
hatte. Nachdem man die ,,21Ufsaugungspolitik«H. p. Hanssens auf
kulturellem Wege durch IAufzwingung der dänischenSprache, sAbbau
des deutschen sSchuliunterrichts und ähnliche Maßnahmen in eine-m

’

Jahrzehnt nicht hatte durchführen können, indem die deutschen —

Ziffern bei den däsnischenReichstagswahlen konstant blieben, ver-

sucht man jetzt eine iMiajorisiersungauf landwirtschaftlicher Grundlage.
Im Überschwang-der geplanten Aktion hat man in Dänenrarkv

von 100 ooo neuen Menschen für das zu besiedelnde Gebiet gefabeltz .

auch die Hoffnung auf 5000 neue ländliche -Sied«lerst»ellen,die man
in interessierten dänsischensKreisen hegt, dürfte sich kaum erfüllen.
Aber mit- der Hälfte, 2000 bis Zooo Siedlern undl somit rund loooo

Es scheint doch fast
so, als soib man die Gesichtspunkte eigentlicher landwirtschaftlicher
prosduktivität gar nicht so in den Vordergrund geschoben hat, als

vielmehr die Inanspruchnahme der Gebiete, die bisher eine aus-

gesprochen deutsche Mehrheit haben, iwie vorv allem die Strecke nörd-

lich der Grenze von Fröslee bist Tondern. .

Bei der sAbstinummg des Gesetzes hat sich der Vertreter der

Deutschen, Pastor Schmidt-Woidder, seiner Stimme enthalten, weil
er abwarten wollte, wie das Ausführungsgesetz das erst im Herbst
beschlossen wird, ausfallen wird. Der deutsche Abgeordnete wir-d

zweifellos darauf hinzuwirken suchen-, daß bei dieser Besiedlung
nicht nur Idänissche,besonders reichsdänischeTandwsirte berücksichtigt
werden, sondern vorwiegend nordschleswigsche und darunter wieder

eine gebühren-deiAnzahl von deutschen.—Man muß«bereits jetzt sein
Augen-nett aqu dieses Ausführungsgesetzrichtem Sollte sich die.

Befürchtung «b.ew-ahrheiten,daß das ganze Siedlungsgesetz nicht dazu
da ist, um Landwirten Erwerb zu geben und die Wirtschaft Nord-

schleswsigs im ganzen szu heben, sondern nur, um die dänischeMehr-
heit des saåbgetretenenGebsiets künstlich zu verstärken,-so,-mußbereits

jetzt auf die schwere Gefahr hingewiesen werden, die-—damit aufs
neue die -deutsch-dänischenBeziehuan bedroht, die sich allmählich
einer fühlbaren Besserung zu erfreuen begannen. Hoffentlich haben
die jetzigensdänischenRegierungsparteien die- Einsicht, daß die Pflege
dieser Beziehungen wichtiger ist als eine künstlicheHebung der
nationalen Statistik in Nordschleswig. —

’

Die Kämpfe zwischen Arabern und Juden
- in Puliisiino.

Die Kampfe zwischenArabern·und Juden in palastina haben
in

·

den letzten beiden Wochen die Weltösfentlichkeit in starkem
Maße beschäftigt. Ihren unmittelbaren Anlaß bildete der Streit

zum dieKlagemauer in Jerusalem.
— Die. Klagemauer ist der einzige noch«stehende Rest des alten
jüdischeniTempels. Sie gilt deshalb als größtes Heiligtum aller

gläubigen Iuden. Seit Jahrhunderten pflegen diese an ihr zu
beten und die Heimatlosigkeit des Iudentums seit dem Verlust
Jerusalems zu beklagen. Die Klagemauer ist gleichzeitig aber auch-
ein Teil der bekannten Omar Moschee. Diese Moschee ist, auf der

·

Stätte des alten Tempels errichtet, nicht nur das schönste,sondern
-

auch das größte und bedeutendste Heiligtum der mohammedanischen
Welt nächst der Kaaba in Mekka. Wer von den Anhängern des

Propheten nicht zu dieser pilgern kann, der besucht wenigstens ein-

mal im Leben den Heiligen Fels in Jerusalem. Die Folge davon

sind dauernde Streitigkeiten zwischen Arabern und Juden. Die

Iuden fordern für sich das Recht der freien Religionsausübung, die

Mohammedaner aber machen Eigentumsrechte geltend, denn die
Mauer ist religiöser Besitz des Islam. Solche Streitigkeiten gab
es auch schon zu Zeiten der türkischen Herrschaft. Nur spielten sie
damals keine Rolle. Das hat sich seit dem Kriege geändert. Der
Grund liegt in der jungen politischen Entwicklung Palästinas.
Palästina ist seit dem Kriege Mandat des Vxölkerbundes.. Es

wird in dessen Auftrage von England verwaltet, dessen Aufgabe
es sein soll, die Bevölkerung zur Selbstverwaltung zu erziehen, Diese
Regelungder staatsrechtlichen Stellung Palästinas wurde seinerzeit
von England gewählt, um. auf diese Weise um Versprechungen zu
kommen, die es während des Krieges sowohl den Arabern als auch
den Iuden gemacht hatte. England hatte den Arabern im Iahre 1916
ein selbständigesgroßarabischesReich versprochen, das alle Teile der

arabischen Welt in sich vereinigen sollte. Es hatte ein Jahr später
in der bekannten Balfour-Deklaration aber auch den Iuoen die
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Errichtung einer nationalen Heimstätte in Palästina zugesagt.
Beides ließ sich nicht miteinander vereinigen. Die Balsam-Dekla-
ration wurde die Quelle einer gewaltig anwachsenden Bewegung
M der Judenheit. Ein Strom hoffnungsvoller und opferbereiter
Menschen flutete nach Palästina. Die Zahl der Einwanderer stieg
Von 7421 im Jahre 1923 auf ZI 650 im Jahre 1925. Bis zum

gleichen Jahre wuchs die Zahl der in Palästina lebenden Juden,
die vor dem Kriege nur 55 000 betragen hatte, bis auf rund
140 000, die Zahl der jüdischenSiedlungen auf über 100 gegenüber
kiöchstens50 der Vorkriegszeit, die Einwohnerzahlvon Tel Awiw,
der einzigen rein jüdischen Stadt der Welt bei Jaffa, von knapp

151000 im Jahre 1922 auf über 34 000. In Jerusalem entstand
eine jüdischeUniversität. Fabriken und großartigeElektrizitatss
werke wurden geschaffen und die Grundlagen zu einer Industriali-
sieklmgPalästinas gelegt. —

. »

«

Die folgenden Jahre brachten zwar erhebliche Rückfchlage.
Viele Rückschlägeaber können heute wohl als überwundengelten,
befonders nachdem auf, dem letzten Zioniftenkongreßin ürichMitte

August die Einigung des Gesamtjudeniums über alastina ge-

lungen ist. Alles dies ist natürlich auf die Araber, die mit 650 ooo

Angehörigen die bei weitem überwiegende Masse der Bevölkerung
palästinas ausmachen, nicht ohne Eindruck geblieben. Die Araber,
an sich bereits verbittert über die Nichterfüllung der ihnen während
des Krieges gemachten Versprechungen, sehen, wie das jüdische
Kolonisationswerk in Palästina sich immer mehr auszubreiten, wie
die jüdischeKolonisation und die werdende jüdische Industrie ihnen
immer mehr den Boden wegzunehmen beginnt. Sie fürchten um

ihre Existenz und bäumen sich dagegen auf, sich von einem Be-

völkerungselement, das heute erst eine verschwindende Minderheit
ist, beherrschen zu lassen. Der arabischijüdische Gegensatz, der
bereits vor dem Kriege bestand, nahm damit ausgesprochen natio-

naliftischen Charakter an. Er wurde zu einein Kampf um den
Boden Palästinas und schuf damit eine Spannung, die jetzt ihren
gewaltsamen Ausbruch erfahren hat.

Es wird nicht leicht sein, diese Spannung wieder zu beseitigen
und eine Lösung zu finden, die Araber und Juden befriedigt. Sie

muß aber gefunden werden, wenn Ruhe und Ordnung in Palästina
wiederkehren sollen. - R.

Die kleinen sie-Edle
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Das neue Krankenhausin Luckenwalve

Teizthin wurdehier des alten Brandenburg-, a. d. Havel
gedacht; wir müssenheute noch einmal auf diese Stadt zu

·E sprechen kommen. Sie hat die Feier ihres tausendiahrigen
·

- Bestehens auf die trefflichste Weise begangen: indem sie
dem Geiste einer neuen Zeit tatkräftig zur«Verwirklichung
verhals. Sie übergab eine neue Brücke, die Jahrtausend-
brücke, dem Verkehr und legte gleichzeitig den Grundstein
zu einem Schwimmbad, das den Namen Friedrich Eberts

tragen wird und das-nur Teil einer größeren Anlage, des

Wohlfahrtsforums, ist. Die neue Brücke, über die als erste
Passanten die Automobile und Fuhrwerke der Branden-

burger Fabriken und Geschäfte unter Voranfahrt der

Straßenbahnen, der Omnibusse, derPostwagen,·derWagen
« der Feuer-weht feierlich»gezogen sind, schwingt sichin zweck-
bewußter, elastischer Linie über den

gemein mit der mittelalterlichen Backsteingotik, die den
Fluß; sie Hat nichts Das neue siavtvad iu Luckenwaide

architektonischenRuhm der märkischenKurfürstenstadtbedeutet. Und doch ist diese Brücke, frei von allem Mummenschanz,aufs engste verwandt der

auvernunft der mächtigenDome und der Rathäuser, die so zwingend das Wesen einstigen bürgerlichenGemeinschaftslebens zum Ausdruck bringen.
n noch höheremMaße wird das Wohlfahrtsforuin, wenn es im nächstenoder übernächstenJahre fertig ausgebaut ist, eine imponierende Gruppe

nen Städte beurteilt werden.DasYOU Häusern und Hallen, die ins-
gejamtder Volksgesundheitdienen,
zelgem wie wiederum der Geist der

Stadtgemeinde,während vieler

Jahrzehnte abhanden gekommen,
Gestaltannimmt. Freili es ist
ekne neue Form der Gemeinschaft,
dleheutebaut, die demokratische,die
sozial strebende Gemeinde. Und
das eben ist das Charakteristi-
sche und zugleich Charaktervolle
an diesem Brandenburger Wohl-
fahrtsforuny wie überhaupt an

den ungezählten Bauten der

Kommunem daß sie, beinahe

niehr in die Zukunft weisend, als
die Gegenwart darstellend,Denk-
lchile eines neuen Volkes und
eines gesteigerten, aber zugleich
klllgemeinen Lebensanspruches
sind. Die Kultur des neuen

Deutschlands,sein geltender Zu-
stand und noch mehr sein Wollen,
kann nicht zuletzt nach den sozi-

istim besten Sinne angewandte
Verfassung. Das ist die Verwirk-

lichung eines neuen Gefühls für
Menschlichkeit und Menschen-
würde, wenn, um nur noch ein

zufälliges Beispiel zu nennen,
die Stadt Tuckenwalde, die kaum

mehr als 25 000 Einwohner
zählt, ein Krankenhaus gebaut
hat, in dem es keine Klassenunter-
schiede mehr gibt, wo vielmehr
jeder den Raum und die Kost er-

"

hält, die seiner Genesung dienen.

Auch ein Stadtbad hat Luckenwalde

geschaffen, schlank und licht aus

Backsteinen gefügt, selbstbewußt
und freundlich, gleichfalls ohne
Klassenunterschiede:jedesWannens
bad kostetso Pfennige. An sol en

Leistungen der produktiven Sel st-
verwaltung und der

praktianGleichheit aller Bürger werden ie -

kommenden Kommunalwahlen sich

LIA-
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alen Reubauten der vielen klei- entscheiden- Steuers
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Gicht,Jschias,
Nerven- und Kopfschmerzen, haben sich TagaissTabletten hervorragend
bewährt. Lt.notarieller Bestätig. anerkennen über 5000 Aerzte die hervor-
ragende Wirkung des Tagol. Jn mehreren hundert ärztlichen Berichten
wird neben prompter Wirkung besonders die Unschädlichkeithervorgehobeni
Tagol kann daher mit vollem Vertrauen genommen werden. Ein Versuch
überzeugt! Fragen Sie Ihren Arzt. In allen Apotheken. RM. l.40.
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her steimattlienst
hat seinen Bezugspreis seit I. Januar 1926 nicht erhöht.

Trotzdem inzwischen

alle papier-preise . . ist-I 60 pro-cui

alte Israel-preise .- . . um 25 pro-out

site versanulltosteu am 50 III-occu-

also die reinen Herstellungskosten um ca. 60 Prozent gestiegen sind. Dazu kommt eine

wesentliche Bereicherung des Inhalts, sowohl des Textes als auch der Bilder.

Der Verlag sieht sich- also vor die Notwendigkeit gestellt, den Bezugspreis den heutigen
Gestehungskosten anzugleichen.

Ab l. Maoka 1929 erholte-I wir act- Iscmgspccis
wos- 1.25 III nat Klio III litt I vie-totschl-
vots 5.00 Iksl nat 720 Istsl tut I Ins-I-

IICH Linsensystems-las- Icostet 0.40 IUII

Wir hoffen zuversichtlich, idaB diese Erhöhung allgemein als gerechtfertigt anerkannt

und getragen wird.

Die Leistungsfähigkeit einer Zeitschrift steigt mit der Bezieherzahl. -

Darum tbitten wir unsere Leser

und Freunde für uns werbend tätig zu sein. Benutzen sie den beigefügten Bestellschein, um uns

Ädressen aufzugeben, an die wir

Ich bitte Probenummern der Zeitschrift -

IDk0lsclllllIIlllckll -

"DER HEIMÄTDIENST«

unverbindlich mit Bezugnahme auf mich an nachstehende
—

Ädressen zu senden.
senden sollen.

I.

Bevorzugen sie die
.-

—

- 2.

Illsckclllcll z. ..... »

des Heimatdienstes bei Ihren qÄnschaifungemon: Namez

Datum :" Beruf :

Icatkatvcktag o am ti, nett-a w 35, voisaoasck str. 41

—
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Verantwortlich für den redaktionellen Teil gemäß Pressegesetz:
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Hochzeit des Mönche. 252 Seiten
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Ministeriaieat Dr. Strahl, Berlin. — Für den Unzeigenteilx Weiter 5chmiedicke, Berlin Sw Es. —-

Beilogenpreise und sonstige Jnsertionsbedingungen laut Tarif der Unzeigenverwaltnng. —- Ulleinige Unzeigens
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